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Der österreichisch-ungarische
Imperialismus

Um in dem von schrillen Dissonanzen
tönenden Konzert des imperialistischen
Orchesters mitspielen zu können, bedurf-
te es sowohl herkömmlicher Macht-
grundlagen wie territoriale Größe, Be-
völkerungszahl, wirtschaftliches Poten-
zial, Stärke der Streitkräfte zu Lande und
zu Wasser, als auch neuer wie Konzen-
tration und Zentralisation des Kapitals,
mündend im Monopol auf Industrie- und
Bankebene. Die Habsburgermonarchie,
seit dem 18. Jahrhundert eine Großmacht
und 1910 mit 675.000 km2 an zweiter
(nach Russland) und 51 Millionen Ein-
wohnern an dritter Stelle in Europa
 stehend (nach Russland und dem Deut-
schen Reich), gehörte zum Kreis der im-
perialistischen Länder, allerdings nur im
Rang der zweitschwächsten Macht –
schwächer war lediglich Italien.

Das Zurückstehen resultierte weniger
aus dem Vorhandensein einer noch stark
agrarisch geprägten Wirtschafts- und
 Bevölkerungsstruktur (das war auch bei
Russ land, ja sogar auch bei den USA,
 Japan und Frankreich der Fall), als viel-
mehr aus dem inneren Gebrechen der
Multinationalität des Reiches, dem Fak-
tum, dass es herrschende und beherrschte
Völker gab und der Kampf zwischen ih-
nen sich stetig verschärfte. Dennoch  zogen
die Theoretiker, die damals das neue Phä-
nomen der Monopolbildung analysierten
(der Brite John Hobson, der Österreicher
Rudolf Hilferding, Lenin und andere) nie
in Zweifel, dass Österreich-Ungarn zu den
imperialistischen Mächten zählte. Seine
Aspirationen mussten aber entsprechend
bescheidener sein als die des kraftstrotzen-
den, nach Neuaufteilung der Welt streben-
den deutschen Imperialismus. So blieb als
Objekt seiner ökonomischen Expansion
wie aktiven Außenpolitik lediglich
 Südosteuropa, die Balkanhalbinsel, übrig.

krise 1908 zwischen Österreich-Ungarn
und Russland; die zweite Marokko krise
zwischen Frankreich und Deutschland
1911; der Krieg Italiens gegen das Osma-
nische Reich 1911/12; der erste Balkan -
krieg 1912 mit den Kriegsdrohungen
Österreich-Ungarns gegenüber Serbien;
und der zweite Balkankrieg 1913.

Worum es dabei letzten Endes ging,
vertraute Helmuth von Moltke (1906 bis
1914 Chef des deutschen Generalstabs)
anlässlich der Strafexpedition gegen
China seinem Tagebuch an: „Wenn wir
ganz ehrlich sein wollen, so ist es Geld-
gier, die uns bewogen hat, den großen
chinesischen Kuchen anzuschneiden.
Wir wollen Geld verdienen, Eisenbahnen
bauen, Bergwerke in Betrieb setzen [...]
Darin sind wir keinen Deut besser als die
Engländer in Transvaal.“2 „Geld verdie-
nen“ durch Eisenbahnbau und Ausbeu-
tung von Bodenschätzen in Gebieten
außerhalb des Mutterlandes übersetzt
man hier am besten mit „Kapitalexport“
zum Zweck, monopolis tische Extra -
profite einzuheimsen.

Die Verschärfung der internationalen
Beziehungen in der Ära des Imperialis-
mus generell und insbesondere zwischen
den Dreibund- und Ententemächten kam
auch in einem bis dahin nicht gekannten
Rüstungswettlauf zum Ausdruck. Hatten
früher die Staaten lediglich bei unmittel-
barem Bevorstehen eines Krieges kurz-
fristig Rüstungsanstrengungen unter-
nommen, geriet nun das Wettrüsten zu
einer permanenten Erscheinung. Die
Heeresstärken wurden von Jahr zu Jahr
erhöht, die Bewaffnungen der Landstreit-
kräfte erneuert und verbessert. Das zen-
trale Objekt des Wettrüstens waren aber
die technisch höchststehenden, teuersten
und perfektesten Kriegsmaschinen der
damaligen Epoche, von denen man
glaubte, dass der Rivale nicht mithalten
könne, die Schlachtschiffe. Mit deren
Bau lukrierten Rüstungskonzerne, die
Panzerplatten, Geschütze, Antriebs -
aggregate, Granaten, Sprengstoffe, Funk -

U
m die Wende vom 19. zum
20. Jahrhundert trat das weltweit
herrschende Gesellschaftssystem

des Kapitalismus in sein imperialis -
tisches Stadium ein. Dessen Hauptmerk-
male beschrieb Lenin so: „Der Imperia-
lismus ist der Kapitalismus auf jener
Entwicklungsstufe, wo die Herrschaft
der Monopole und des Finanzkapitals
sich herausgebildet, der Kapitalexport
hervorragende Bedeutung gewonnen, die
Aufteilung der Welt durch die internatio-
nalen Trusts begonnen hat und die Auf-
teilung des gesamten Territoriums der
Erde durch die größten kapitalistischen
Länder abgeschlossen ist.“1

Acht Großmächte zählten damals zu
den imperialistischen Akteuren. Sechs in
Europa: England, Deutschland, Frank-
reich, Russland, Österreich-Ungarn und
Italien; eine auf dem amerikanischen
Kontinent, die USA; und eine in Asien,
Japan. Das gemeinsame Kennzeichen
dieser Länder war die ökonomische Vor-
herrschaft der monopolistischen Trusts
und Syndikate, der Banken und der
 Finanzoligarchie. Zwischen den imperia-
listischen Mächten entbrannte ein erbit-
terter Kampf um Kapitalanlagesphären,
Rohstoffquellen und die letzten Reste
fremder Territorien, die der kolonialen
Aufteilung bisher entgangen waren: Ma-
rokko und Abessinien in Afrika, die Ge-
biete des Osmanischen Reiches, Persien
und China. In dichter Folge lösten bis zur
Entfesselung des Ersten Weltkriegs die
internationalen Krisen und Konfrontatio-
nen einander ab: der Krieg Italiens gegen
Abessinien 1896; die Faschodakrise zwi-
schen England und Frankreich 1898; der
Krieg der USA gegen Spanien 1898; die
Intervention der imperialistischen Mächte
zur Niederschlagung des Boxeraufstands
in China 1900; der Burenkrieg 1900–
1902, bei dem Deutschland gegen Eng-
land Stellung bezog; der russisch-japani-
sche Krieg 1904/05; die erste Marokko-
krise zwischen Frankreich und Deutsch-
land 1905/06; die bosnische Annexions-

Die Wiener Großbanken im Gefüge des öster -
reichischen Imperialismus – Momentaufnahme 1913

Hans Hautmann
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Der österreichische Imperialismus ba-
sierte wie überall auf dem Entstehen
nunmehriger Industrieriesen, die sich in
den wirtschaftlich höchstentwickelten
Zonen des Habsburgerstaates (Böhmen
und Mähren, Wiener Becken, Wien, Tei-
le der Steiermark und Oberösterreichs)
zu Monopolen in Form von Kartellen zu-
sammenschlossen. In der „zweiten Grün-
derzeit“, die von 1896 bis zum Beginn
des Weltkrieges dauerte, kam es in den
Phasen der Hochkonjunktur zu enormen
Wachstumsraten der „alten“ (Kohle, Ei-
sen, Stahl) wie der „neuen“ Industrien
(Chemie, Elektro), die sogar diejenigen
des Deutschen Kaiserreiches übertrafen.3

Die Monopolbildung vollzog sich unter
der Patronanz der Großbanken, die in
keinem anderen Land eine derart domi-
nierende Position einzunehmen ver-
mochten wie in Österreich-Ungarn.4

Die neue Rolle des Bankkapitals

Die Verdrängung der freien Konkur-
renz durch das Monopol im Bankwesen
bewirkte Veränderungen in der Rolle der
Banken. „In dem Maße, wie sich das
Bankwesen und seine Konzentration in
wenigen Institutionen entwickeln, wach-
sen die Banken aus bescheidenen Ver-
mittlern zu allmächtigen Monopolinha-
bern an, die fast über das gesamte Geld-
kapital aller Kapitalisten und Kleinunter-
nehmer sowie über den größten Teil der
Produktionsmittel und Rohstoffquellen
des betreffenden Landes oder einer
ganzen Reihe von Ländern verfügen.“5

Anders gesagt: Sobald das hoch-
konzentrierte Bankkapital das Monopol
über das Geldkapital der Gesellschaft er-
langt, schlägt die Rolle der Banken von
einfachen Zahlungsvermittlern um in die
Funktion von Kontrolleuren von Pro-
duktions- und Reproduktionszusammen-
hängen in gesamtvolkswirtschaftlichem
Maßstab. Die Bankmonopole werden
„die wichtigsten Nervenknoten des ge-
samten kapitalistischen Systems.“6 Sie
fördern in entscheidender Weise die
Monopolisierung der Produktion. Das
geschieht sowohl durch die Gestaltung
der Kreditkonditionen und die Bevorzu-
gung der Großunternehmen bei der Kre-
ditvergabe als auch durch den Erwerb
von Aktienpaketen von Industriegesell-
schaften bzw. von Kapitalbeteiligungen.
Die Monopolbanken delegieren auch
 ihre Interessenvertreter in die Aufsichts-
räte der Industriegesellschaften und för-
dern oder erzwingen Abkommen zwi-
schen Großunternehmen, um die Sicher-
heit für ihre Kredite und deren Verzin-
sung zu erhöhen.

Konkurrenzverhältnis innerhalb des
österreichischen Finanzkapitals wider-
spiegelt. Denn die Živno-Bank war es,
die zum Kristallisationspunkt und
Machtzentrum der aufstrebenden, öko-
nomisch stetig erstarkenden tschechi-
schen Bourgeoisie wurde, deren Interes-
sen sie energisch und emsig zu betreiben
verstand. Zunächst bemüht, mit dem
Wiener Bankkapital eine Teilung der
Einflusssphären zu fixieren (Domäne der
deutschösterreichischen Großbanken in
der böhmisch-mährischen Schwerindu-
strie, Vorherrschaft des tschechischen
Finanzkapitals in der Leicht- und Le-
bensmittelindustrie), ging die Živno-
Bank nach und nach dazu über, in das
Gehege des Wiener Konkurrenten einzu-
dringen und ihm Positionen abzujagen.
So exportorientierte und gewinnträchtige
Sparten wie die hoch entwickelte böhmi-
sche Zuckerindustrie bereits klar beherr-
schend, fasste sie nun auch im nord-
böhmischen Kohlenbergbau, in der Ma-
schinen- und Elektroindustrie sowie im
Bereich der Holzverarbeitung Fuß.9

Dabei achtete sie stets darauf, ihren
Charakter als rein tschechisches Institut
zu erhalten und Überfremdungen seitens
der Wiener Monopolbanken durch Betei-
ligung am eigenen Aktienkapital und an
den ihr unterstehenden industriellen
Tochterunternehmungen zu vermeiden.
Auf diese Weise gelang es der Živno-
Bank spätestens seit 1907, Prag neben
Wien als zweites großes Finanzzentrum
der österreichischen Reichshälfte zu eta-
blieren.10 Die eindeutig führende Stel-
lung Wiens gegenüber Prag (und Buda-
pest) blieb aber dadurch unangetastet.

Durch diese Einflussnahme der Ban-
ken bildet sich ein neuer Typ von Bezie-
hungen zwischen Industriekapital und
Bankkapital heraus. Die großen Banken
schaffen sich einen festen Kundenkreis
unter den größten und expansionsfähig-
sten Industrieunternehmen, treffen unter-
einander kartellartige Absprachen und
sichern sich so konkrete industrielle Ein-
flusssphären. „Die Bank, die das Konto-
korrent für bestimmte Kapitalisten führt,
übt scheinbar eine rein technische, eine
bloße Hilfsoperation aus. Sobald aber
diese Operation Riesendimensionen an-
nimmt, zeigt sich, dass eine Handvoll
Monopolisten sich die Handels- und In-
dustrieoperationen der ganzen kapitali-
stischen Gesellschaft unterwirft.“7

Im Verhältnis zwischen Industrie- und
Bankkapital übernimmt das Bankkapital
die Führung, weil sich die Banken im
Imperialismus in Institutionen von uni-
versalem Charakter verwandeln und we-
gen ihrer Universalität im Vergleich zu
den industriellen Monopolen – auch zu
den größten von ihnen – gewissermaßen
Einheiten höherer Ordnung darstellen.
Die Industriekapitalisten sind unter die-
sen Bedingungen nicht mehr in der Lage,
unter einer Vielzahl von möglichen
Bankverbindungen zu wählen und diese
zu wechseln. Die Großbanken besitzen
aufgrund ihrer Monopolstellung, des um-
fassenden Einblicks in die Geschäftsent-
wicklung der industriellen Unternehmen
eine gewaltige Macht, die sie zur Reali-
sierung ihrer Profitinteressen ausnutzen.
Es handelt sich hier um Mittel der öko-
nomischen Gewalt, die als Druckmittel
gegenüber den Industriegesellschaften
zur Anwendung kommen.

Das konstatierte schon ein zeitgenössi-
scher österreichischer Beobachter und inti-
mer Kenner der Szene, als er 1908 schrieb:
„Hier wird das Verhältnis des Unterneh-
mens zu seiner Bankverbindung auch bei
sonst normaler geschäftlicher Lage von
selbst zu einem Machtverhältnis, in wel-
chem die Macht in ausgesprochendster
Weise auf Seiten der Bank liegt.“8

Die Stellung der 
Wiener Großbanken

Am Vorabend des Ersten Weltkriegs
hatten sich in Österreich-Ungarn drei Fi-
nanzzentren herausgebildet: Wien, Buda -
pest und Prag. Die Etablierung des Bank-
platzes Prag ist untrennbar verbunden
mit dem Aufstieg der 1868 gegründeten
„Živnostenská Banka“ (Gewerbebank)
zu einem der zehn größten Geldinstitute
der Monarchie im Jahr 1913, ein Vor-
gang, der nicht zuletzt auch das nationale

Alexander v. Spitzmüller, Generaldirek-
tor der Creditanstalt
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Bodencreditanstalt (im Börsenjargon
„Boden“ genannt). Als Bank des Kaiser-
hauses, die dessen Fideikommissbesitz
und die Beteiligungen der habsburgi-
schen Erzherzöge wie die des Erzher-
zogs Friedrich an der „Österreichischen
Berg- und Hüttenwerksgesellschaft“ in
Böhmen verwaltete,20 verkörperte sie das
eigenständig-“patriotische“ österreichi-
sche Finanzkapital in reinster Form.

Die Machtbereiche der 
Wiener Großbanken

Die Wiener Banken waren seit Anbe-
ginn ihrer Gründung in den 1850er und
1860er Jahren keine Privatbanken mehr,
sondern „Mobilbanken“, d.h. Aktienge-
sellschaften, unter deren Aktionären sich
in erster Linie Vertreter des Hochadels
und der österreichischen Großbourgeoi-
sie befanden. Der Hochadel hatte auf
diese Weise die ihm aus der Grundent -
lastung nach 1848 zugeflossenen Kapita-
lien angelegt.21 Bei den Hauptaktionären
handelte es sich um eine „bemerkens-
wert homogene soziale Gruppe, die
durch zum Teil recht enge wirtschaftli-
che, politische und zuweilen auch ver-
wandtschaftliche Beziehungen miteinan-
der verbunden war.“22

In der imperialistischen Epoche kam es
zur Verschmelzung von Industrie- und
Bankkapital zum Finanzkapital. Grund-
lage dieses Prozesses war zum einen die
Emission von Aktien durch die Banken,
die dann in der Regel zu ihrer dauernden
Aktienbeteiligung an den betreffenden
Industriegesellschaften führten, und zum
anderen die indirekte Beteiligung des
Bankkapitals an der monopolistischen
Großindustrie durch den langfristigen
Bankkredit.23 Die Tatsache, dass die
Großbanken durch ihre Verbindungen
mit der Industrie zu Mitinhabern wurden
und die Banken ihr Kapital in entschei-
dendem Maße in der Industrie anlegten,
bildete nun den bestimmenden Faktor in
der Entwicklung des Kapitalismus. Egon
Scheffer schrieb dazu in Bezug auf
Österreich. „Schon diese Erscheinung
führt uns zur Erkenntnis, dass die oberste
wirtschaftliche Führerschaft in ganz we-
nigen Händen vereinigt ist“, und dass
„das Beherrschungszentrum dieser unge-
heuren Vermögenskomplexe die Groß-
banken bilden.“24

Das soll nun an den Machtbereichen
der Wiener Großbanken mit Stichjahr
1913 erläutert werden. Vorausgeschickt
sei, dass eine vollständige Aufzählung
der von den Banken dominierten Indu-
striegesellschaften den Rahmen unseres
Artikels sprengen würde und wir uns hier

auf eine Auswahl der wichtigsten Unter-
nehmen beschränken müssen. Entnom-
men sind die Angaben dem einschlägigen
Jahrbuch des „Compass“ und dem Ab-
schnitt „Die Konzerne der Großbanken“
in der Darstellung von Eugen Scheffer.

a) Creditanstalt

In ihrem Machtbereich befanden sich
als Prunkstück die Škodawerke AG in
Pilsen, der größte Rüstungsbetrieb der
Monarchie; die Austriawerft AG (frühe-
re Stabilimento Tecnico) in Triest, wo
drei der vier Schlachtschiffe der k.u.k.
Kriegsmarine vom Dreadnought-Typ ge-
baut wurden; die Hirtenberger Patronen-
fabrik; die Lokomotivfabrik G. Sigl in
Wiener Neustadt; die Berndorfer Metall-
warenfabrik Arthur Krupp AG; der
 Rüstungsbetrieb G. Roth mit Munitions-
und Pulverfabriken in Wien, Lichten-
wörth und Felixdorf; die Österreichische
Flugzeugfabrik AG in Wiener Neustadt;
die Maschinenfabrik N. Heid in Stocke-
rau; die Ringhoffer-Werke in Prag, in de-
nen Eisenbahnwaggons, Kraftfahrzeuge
und Motorzugmaschinen erzeugt wur-
den; die Österreichischen Daimler-
 Motorenwerke in Wiener Neustadt; die
Ostrauer Bergbau AG; und die Mitter-
berger Kupfer AG.

In anderen Wirtschaftszweigen be-
herrschte die Creditanstalt u.a. die Adria-
werke AG für chemische Industrie; die
Galizische Naphta AG für Mineralöl; die
Kaliwerke AG in Böhmen; die Baustoff-
firmen Wienerberger und Portland-Ze-
ment; die Papierfabriken Elbemühl,
Waldheim-Eberle, Lenzing und Olle-
schau (in Mähren); die Vöslauer Kamm-
garn mit Fabriken in Vöslau, Möllers-

Die Rangliste der Wiener 
Großbanken 1913 und ihre

Orientierung

Gereiht nach den Bilanzsummen des
Jahres 1913 umfasste das Finanzzentrum
Wien sieben Großbanken. An erster Stelle
stand die Creditanstalt11 mit 1,18 Milliar-
den Kronen; an zweiter Stelle die Boden-
creditanstalt12 mit 920 Millionen Kr.; an
dritter Stelle der Wiener Bankverein13 mit
918 Mio.; an vierter Stelle die Länder-
bank14 mit 821 Mio.; an fünfter Stelle die
Anglobank15 mit 750 Mio.; an sechster
Stelle die NÖ Escompte16 mit 432 Mio.;
und an siebenter Stelle die Unionbank17

mit 374 Millionen Kronen.18

Diese sieben Wiener Großbanken bil-
deten die Spitze und Hauptgruppe des
österreichischen Finanzkapitals. Ihre In-
teressen erstreckten sich auf beide
Reichshälften und über sie hinaus auf
das Ausland, vornehmlich auf Südosteu-
ropa. Darin, in der Verfolgung der Ziele
des österreichisch-ungarischen Imperia-
lismus schlechthin, bestand ihre Gemein-
samkeit und Einheit. Gleichzeitig exi-
stierten innerhalb ihrer Einheit Gruppen-
bildungen mit Rivalitäten und Gegensät-
zen, die aus ihren ungleichgewichtigen
Beteiligungen an den Industriemonopo-
len und ihren Verbindungen mit dem
ausländischen Finanzkapital resultierten.
Obwohl jede der Wiener Großbanken al-
lein schon aus Gründen des Risikoaus-
gleichs, erst recht aber aus Gründen des
Konkurrenzkampfes bestrebt war, den
Kreis der von ihr beherrschten und mit
ihr verbundenen Unternehmen so vielfäl-
tig wie möglich zu gestalten, überwog
bei der einen die Grundstoff- und
Schwerindustrie, bei der anderen die ver-
arbeitende Industrie, bei der dritten die
Leichtindustrie usw. 

Was die Auslandsverbindungen und
von daher kommende Einflüsse auf die
Wiener Großbanken betrifft, die aber in
der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg noch
keineswegs so geartet waren, dass man
von einem Abhängigkeitsverhältnis spre-
chen konnte, gab es drei Gruppen: Ers -
tens die Gruppe der Creditanstalt mit der
NÖ Escompte, die mit der deutschen
 Disconto-Gesellschaft in Verbindung
stand; zweitens die des Wiener Bank -
vereins, die mit der Deutschen Bank in
Verbindung stand; und drittens die Grup-
pe der Länderbank, Anglobank und
Unionbank, die sich hauptsächlich an das
englische, französische und niederländi-
sche Kapital anlehnte.19

Eine Sonderstellung nahm die vor-
nehmste der Wiener Großbanken ein, die

Rudolf v. Sieghart, Gouverneur der
 Bodencreditanstalt
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dorf, Brünn, Böhmen und Schlesien; die
AG der Österreichischen Fezfabriken
mit der Hauptproduktionsstätte in Stra-
konitz in Böhmen; die Mährisch-Ostrau-
er Elektrizitäts AG; die Gösser Brauerei;
die Liesinger Brauerei; die Nestomitzer
Zuckerraffinerie mit Fabriken in Böh-
men und Mähren; und das Warenhaus A.
Gerngroß AG.25

Tochterbanken der Creditanstalt gab es
in Berlin („Bank für auswärtigen Handel
AG“), Amsterdam („Amstelbank“), Prag
(„Böhmische Escompte Bank und Credit
Anstalt“), Laibach („Creditanstalt für
Handel und Industrie“), Warschau
(„Warschauer Disconto-Bank“) und
Lemberg („Aktien-Hypothekenbank“).26

Der größte Aktionär der Creditanstalt
war das Haus Rothschild, vertreten durch
Louis Freiherr v. Rothschild im Verwal-
tungsrat. Nach ihm rangierte der Gom-
perz-Clan, der mit Rothschild verbündet
war. Als Generaldirektor fungierte 1913
Alexander v. Spitzmüller, der beispiel-
haft die Verquickung von Staatsbeam-
tentum, Bankmanagement und Politik in
einer Person verkörperte. Als zuletzt Prä-
sident der niederösterreichischen Finanz-
landesdirektion von der Creditanstalt
übernommen, wurde er 1916/17 k.k.
 Finanzminister der österreichischen
Reichshälfte.27

b) Bodencreditanstalt

In deren Machtbereich befanden sich
als Juwel die Österreichische Waffen -
fabrik in Steyr; weiters die Österreichi-
sche Berg- und Hüttenwerksgesellschaft
in Böhmen; die Nesselsdorfer Wagenbau
AG in Mähren (spätere Tatra-Werke);
die Steirischen Gussstahlwerke in Juden-

warenfabrik Warchalowski in Wien-
 Ottakring; die Papierfabrik Leykam; die
Teppich- und Möbelstofffabrik Philipp
Haas & Söhne; die Pottendorfer Baum-
wollspinnerei; die Pilsener Aktien-
Brauerei; und die Vereinigten Brauerei-
en AG Schwechat, St. Marx, Simmering-
Dreher und Mautner.32

Tochterbanken des Wiener Bankvereins
gab es in Prag („Allgemeiner Böhmischer
Bankverein“), Sarajevo („Landesbank für
Bosnien und Herzegovina“), Ödenburg
(„Westungarischer Bankverein“) und
 Sofia („Banque Balkanique“).33

Präsident des Administrationsrates des
Wiener Bankvereins war 1913 Adolf
Ritter v. Schenk, Direktor Bernhard v.
Popper.34

d) Länderbank

Im Machtbereich der Länderbank be-
fanden sich (geteilt mit dem Wiener
Bankverein) die Dynamit Nobel AG; die
Vereinigten Carborundum und Elektrit
Werke AG, ein chemischer Betrieb in
Böhmen; die österreichischen Siemens-
Schuckert-Werke (ebenfalls geteilt mit
dem Wiener Bankverein); die Glühlam-
penfabrik Watt AG in Wien; die Waag -
ner-Biro AG für Eisenkonstruktionen;
die Graz-Köflacher Eisenbahn- und
Bergbaugesellschaft; die Laurin & Kle-
ment AG, eine Motorfahrzeugfabrik in
Jungbunzlau in Böhmen; die Brünner
Maschinenfabriks AG; die Perlmooser
Zementfabrik; und die „Solo“ Zünd-
warenfabrik.35

Tochterbanken der Länderbank gab es
in Prag („Bank für Handel und Indus -
trie“) und Budapest („Ungarische
 Escompte- und Wechslerbank“).36

burg; die Wiener Lokomotivfabriks AG
in Floridsdorf; die AG für Mineralölin-
dustrie David Fanto in Galizien mit einer
Raffinerie in Pardubitz in Böhmen; die
Galizische Ammoniak-Sodafabriks AG;
der österreichische Ableger der AEG-
Union Elektrizitätsgesellschaft; das Be-
tonbauunternehmen Porr; die I. Donau-
Dampfschifffahrtsgesellschaft; die Pa-
pierfabriken Neusiedler und Schlögl-
mühl; die Poschacher Brauerei in Linz;
und die Zuckerfabriken Schoeller & Co.
AG in Böhmen, die AG für Zuckerindus -
trie in Bruck/Leitha sowie die Chropiner
Zuckerfabriks AG mit Produktionsstät-
ten in Mähren und der Bukowina.28

Tochterbanken der Bodencreditanstalt
gab es in Agram („Kroatisch-Slawoni-
sche Landes-Hypothekenbank“), Saraje-
vo („Bosnische Bank AG“) und Krakau
(„Bank Malopolski“).29

Im Verwaltungsrat der „Boden“ saß als
Vertreter der Großaktionäre u.a. Paul v.
Schoeller, ein weiteres Mitglied war Alois
Fürst v. Schönburg-Hartenstein. Er nahm
die Interessen des Kaiserhauses wahr,
dessen Angehörige in Gremien schnöden
Mammons nicht agieren durften.

An der Spitze stand mit dem Titel
„Gouverneur“ Rudolf v. Sieghart, einer
der mächtigsten Repräsentanten der öster-
reichischen Finanzkapitals. Unter den
 Direktoren befand sich Dr. Richard
Reisch, der 1919/20 das Staatssekretariat
für Finanzen leiten sollte und von 1922
bis 1932 Präsident der Österreichischen
Nationalbank war.30 Seine Präsidentschaft
zeichnete sich dadurch aus, dass die
 Nationalbank „sehr oft die Linie der
großen Wiener Bankhäuser verfolgte,
manchmal auch unter Hintanstellung evi-
denter gesamtwirtschaftlicher Belange“.31

c) Wiener Bankverein

Das auffallendste Merkmal beim Wie-
ner Bankverein war dessen starkes Enga-
gement in den „modernen“ Industrie-
sparten Chemie/Elektro. (Gewiss nicht
zufällig war das auch beim deutschen
Partner, der Deutschen Bank, der Fall.)
Dazu zählten der österreichische Ableger
der Dynamit Nobel AG; die Semperit-
Gummiwerke; die Gummi- und Kabel-
werke Reithofer in Wien und Steyr; die
österreichischen Siemens-Schuckert-
Werke; die Elin AG; die Gesellschaft für
elektrische Industrie in Weiz in der Stei-
ermark; und die Kabelfabrik- und Draht-
industrie AG mit Fabriken in Wien und
Schlesien. Beherrscht wurden weiters die
Kärntnerische Eisen- und Stahlwerksge-
sellschaft in Ferlach; die Kassen- und
Aufzugsfabrik Wertheim; die Metall -

Bernhard v. Popper, Direktor des
 Wiener Bankvereins

Max Graf Montecuccoli-Laderchi, Gouv-
erneur der Länderbank
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deutende Konzerne wie die Prager
 Eisenindustrie-Gesellschaft mit Erz- und
Kohlengruben, Eisen- und Stahlwerken
in Böhmen; die Alpine-Montangesell-
schaft mit dem Hauptwerk in Donawitz;
und die Poldihütte Tiegelguss-Stahl -
fabrik in Kladno. Weiters gehörten zu
ihrem Machtbereich der Metallverarbei-
tungsbetrieb Hutter & Schrantz AG; die
Schrauben- und Schmiedewarenfabrik
Brevillier & Urban in Neunkirchen; die
landwirtschaftliche Maschinenfabrik
Hofherr-Schrantz-Clayton-Shuttleworth
in Wien-Floridsdorf; die Maschinen- und
Waggonbaufabriks AG vormals H. D.
Schmid in Wien-Simmering; der öster-
reichische Zweig des Elektrounterneh-
mens Brown-Boveri; die Felten & Guil-
leaume Fabrik elektrische Kabel AG mit
Werken in Wien, Bruck/Mur und Graz;
die Papierfabrik Steyrermühl; die Glanz-
stoff-Fabrik AG in St. Pölten; und die
Versicherungsanstalt „Donau“.41

Tochterbanken der NÖ Escompte gab
es in Prag („Böhmische Escomptebank
und Credit-Anstalt“), Sarajevo („Bosni-
sche Industrie- und Handelsbank“), Graz
(„Steiermärkische Escomptebank“), Bie-
litz in Österreichisch-Schlesien („Schle-
sische Industriebank“) und Belgrad
(„Donau-Creditanstalt“).42

Präsident des Verwaltungsrates der
NÖ Escompte war 1913 Max Feilchen-
feld, Vizepräsident Wilhelm Kestranek,
Generaldirektor der Prager Eisenindu-
strie-Gesellschaft und auch sonst ein
Multifunktionär des österreichischen
 Finanzkapitals. Zu den weiteren Mitglie-
dern des Verwaltungsrates zählte Victor
Mautner Ritter v. Markhof.43

g) Unionbank

Zum Machtbereich der Unionbank
schließlich gehörten die Veitscher
 Magnesitwerke AG; die Wolfsegg-
Traun thaler Kohlenwerks AG; die Wie-
ner Automobilfabrik Gräf & Stift; die
Puchwerke in Graz; die Galizische Kar-
pathen- Petroleum AG in Gorlice; die Te-
lephon- und Telegraphenfabrik AK
Czeija, Nißl & Co. in Wien; die Net-
tingsdorfer  Papierfabrik in Oberöster-
reich; die AG der Kleinmünchener
Baumwoll-Spinnerei und Weberei in
Linz; und die Erste Allgemeine Unfall-
und Schadenversicherungsgesellschaft.44

Eine Tochterbank der Unionbank war
die „Bank für Oberösterreich und Salz-
burg“.45

Präsident des Verwaltungsrates der
Unionbank war 1913 Eugen v. Minkus,
einer der fünf Direktoren Berthold
Schick.46

Die Auflistung zeigt, dass die Wiener
Großbanken nicht nur Unternehmen aus
allen relevanten Wirtschaftsbereichen in
Abhängigkeit brachten, sondern auch so
etwas wie einen „innerösterreichischen“
Imperialismus betrieben. Das geschah
durch Kapitalausfuhr in die Grenzregio-
nen, beispielsweise nach Galizien zur
Ausbeutung der dort vorhandenen Erdöl-
quellen, begleitet mit der Gründung von
Filialen und Tochterinstituten in Lem-
berg und anderen galizischen Städten.

Auch nach Ungarn fand ein solcher
Kapitalexport statt, wo die Wiener Ban-
ken einen starken wirtschaftlichen Druck
ausübten, um ihre Gewinne zu steigern
und dem Budapester Finanzkapital An-
teile an dessen ökonomischer Macht -
sphäre abzujagen. Die „Krise des Dualis-
mus“, die bei den Verhandlungen über
den Ausgleich 1907 in Erscheinung trat,
hatte in diesem verschärften Konkur-
renzkampf zwischen dem österreichi-
schen und ungarischen Bankkapital eine
seiner Wurzeln.47

In krassester Weise kam aber die „in-
nerimperialistische“ Funktion der Wie-
ner Großbanken in den Kronländern zum
Ausdruck, die wirtschaftlich am höch-
sten entwickelt waren und von der be-
herrschten tschechischen Nation be-
wohnt wurden. Der überwiegende Teil
der böhmisch-mährischen Industrie, dar-
unter gerade die gewinnträchtigsten
 Filetstücke, befand sich in der Hand des
Wiener Finanzkapitals, ein Zustand, den
die tschechische Bourgeoisie als uner-
träglich empfinden musste. So gesehen
muss konstatiert werden, dass das Profit-
interesse der Wiener Großbanken – auch

Gouverneur der Länderbank war 1913
Max Graf Montecuccoli-Laderchi, Gene-
raldirektor Markus Rotter. Als einer sei-
ner Direktor-Stellvertreter fungierte Hu-
go Breitner, der spätere Stadtrat für
 Finanzen in des Zeit des „Roten Wien“.37

e) Anglobank

Im Machtbereich der Anglobank befan-
den sich, geteilt mit dem Petschek-Clan,
die Brüxer Kohlenbergbaugesellschaft,
der größte Braunkohlekonzern der Mon-
archie; die Enzesfelder Munitions- und
Metallwerke; die Österreichischen Fiat-
Werke in Wien-Floridsdorf; die Wiener
Brückenbau AG; die Seifenfabrik Georg
Schicht mit Betrieben in Aussig,
Mährisch-Ostrau und Wien-Simmering;
die Lobositzer AG zur Erzeugung vegeta-
biler Öle; die Schuhindustriegesellschaft
„Delka“; die Lobositzer Zuckerfabrik;
die Zuckerwarenfabrik Josef Manner &
Co.; die Kolonialwarenverkaufsgesell-
schaft Julius Meinl AG; und die Ver -
sicherungsgesellschaft „Phönix“.38

Tochterbanken der Anglobank waren
die „M. L. Biedermann & Co. Bank -
aktiengesellschaft“ und die „Österreichi-
sche Kontrollbank für Industrie und
Handel“, beide in Wien.39

Präsident des Generalrats der Anglo-
bank war 1913 Julius v. Landesberger, als
Mitglieder des Generalrats schienen u.a.
Wilhelm Franz Exner und Oberfinanzrat
Dr. Julius Petschek aus Prag auf.40

f) Niederösterreichische Escompte

Die Schlagseite der NÖ Escompte, die
mit der Creditanstalt verbunden und be-
freundet war, neigte stark in Richtung
Schwerindustrie. Darunter fielen so be-

Max Feilchenfeld, Präsident des Verwal-
tungsrats der Niederösterreichischen
Escompte

Julius v. Landesberger, Präsident des
Generalrats der Anglobank
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wenn ihnen das nicht bewusst war und
sie es nicht wollten – auf die Entwick-
lung Österreich-Ungarns letztlich nega-
tiv wirkte und zur Eskalation des Natio-
nalitätenhaders und der inneren Zerset-
zung des Habsburgerreiches beitrug.

Expansionsziele – 
Beispiel Bulgarien

Die primäre imperialistische Stoßrich-
tung des österreichischen Finanzkapitals
nach außen war und blieb aber die Bal-
kanhalbinsel. Wir sehen hier von der
Schilderung des Konflikts mit Serbien
ab, das bis 1903 in einem Vasallenver-
hältnis zu Österreich-Ungarn stand, mit
dem Machtantritt der Karageorgević-Dy-
nastie aber die wirtschaftliche und politi-
sche Abhängigkeit von der Donaumonar-
chie abzuschütteln begann, indem es unter
anderem französisches, englisches und
russisches Kapital ins Land rief, das die
österreichischen Positionen verdrängte
und minimierte. Notgedrungen musste
man daher die verstärkte Aufmerksamkeit
beim Kapitalexport auf andere Balkan-
staaten richten, auf Rumänien, Bulgarien
und das 1912 neu entstandene Albanien.

Als Exempel beschränken wir uns hier
auf Bulgarien, wo schon in der vorimpe-
rialistischen Zeit Österreich-Ungarn bei
der Warenausfuhr in dieses Land vor
Deutschland, England, Frankreich und
Russland an erster Stelle stand und die
Position bis in die Jahre des Ersten Welt-
kriegs behauptete.48 Anfang des 20. Jahr-
hunderts begann das Eindringen öster-
reichischen Kapitals in die bulgarische
Wirtschaft durch Gründung von Firmen-
niederlassungen, in Form von Konzes-

sionen sowie Bildung von Kommandit-
und Aktiengesellschaften in Produk -
tionssparten des bulgarischen Wirt-
schaftslebens. Auch in Bereichen wie
dem Eisenbahnbau und dem Versiche-
rungs- und Bankwesen wurde man aktiv.

Die führende Rolle in Bulgarien spielte
der Wiener Bankverein. Er richtete
schon vor dem ersten Balkankrieg eine
Vertretung des von ihm beherrschten
österreichischen Zweiges der Siemens-
Schuckert-Werke in Sofia ein, gründete
1906 als Tochterbank in Bulgarien die
„Banque Balkanique“, erwarb ein großes
Aktienpaket der Orientbahngesellschaft
und betätigte sich auch auf dem Gebiet
des Getreidehandels.49

Eine andere wichtige Form des Ein-
strömens österreichischen Kapitals nach
Bulgarien waren die Auslandsanleihen.
Der wirtschaftlich rückständige bulgari-
sche Staat benötigte erhebliche Mittel für
öffentliche Bauvorhaben und die Ver-
besserung seiner Infrastruktur. Da es
nicht möglich war, diese Beträge aus
dem Staatshaushalt bereitzustellen, ging
die bulgarische Bourgeoisie dazu über,
sie sich auf dem Weg der Anleihen zu
verschaffen. Sie wurden aber kaum zur
Durchführung notwendiger infrastruktu-
reller Investitionen verwendet, sondern
hauptsächlich zur Tilgung von Staats-
schulden und Deckung von Budgetdefi-
ziten. Über die Auslandsanleihen schuf
das österreichische Bank- und Monopol-
kapital die Voraussetzung, um satte Ge-
winne aus Bulgarien herauszuholen. En-
de 1909 bewilligte die bulgarische Na-
tionalversammlung die Aufnahme einer
fünfprozentig verzinsten Auslandsanlei-
he beim Wiener Bankverein in der Höhe
von 100 Millionen Goldleva. Diese Mit-
tel sollten zur Rückzahlung alter Anlei-
hen, zur Tilgung laufender Schulden und
zum Eisenbahnbau verwendet werden.50

In Wahrheit sicherte sich damit der
österreichische Imperialismus sowohl
die Kontrolle über die Staatsfinanzen als
auch die Dominanz über bedeutende Tei-
le der Ökonomik Bulgariens.

Was vorhin über die negativen Aus-
wirkungen der Herrschaft des Finanzka-
pitals gesagt wurde, traf auch für Bulga-
rien zu. Die allmähliche Überschwem-
mung des bulgarischen Binnenmarktes
mit billigen österreichischen Industrieer-
zeugnissen und Waren versetzte der ein-
heimischen Wirtschaft einen schweren
Schlag und hemmte ihre Weiterentwick-
lung. Darüber hinaus verhinderten die
österreichischen Kapitalmagnaten auf
verschiedene Weise die Ausfuhr bulgari-
scher landwirtschaftlicher Produkte nach

Österreich-Ungarn, um Ungarn – besser
gesagt deren herrschende Klasse, die
feudalen Großgrundbesitzer, die selbst
Agrarprodukte exportierten – , vor Kon-
kurrenz zu schützen.51 Zum Handkuss
kamen wieder einmal die Volksmassen,
die bulgarischen Bauern, Kleingewerbe-
treibenden und Arbeiter.

Expansionsziele – 
Beispiel Türkei

Im Ergebnis der Balkankriege 1912/13
verlor das Osmanische Reich seinen eu-
ropäischen Besitz bis auf einen kleinen
territorialen Rest westlich von Konstan-
tinopel. Die imperialistischen Mächte
stellten daraufhin sofort Überlegungen
an, wie es mit der als ziemlich sicher an-
genommenen Aufteilung dieses Staats-
gebildes weitergehen würde. Das nächste
Objekt einer solchen Aufteilung war
Kleinasien, jenes Gebiet also, durch das
die Bagdadbahn führte, mit deren Pla-
nung und Bau sich die wichtigste nahöst-
liche Expansionslinie des deutschen Im-
perialismus verband.52

In der Meinung, als enger Bünd-
nispartner Deutschlands jetzt mit -
mischen zu können, entstand im Frühjahr
1913 in Wien der Plan, an der Südküste
Kleinasiens, in der Bucht von Antalya,
eine Interessensphäre, letztlich einen
 Kolonialbesitz zu erwerben.53 Der öster-
reichisch-ungarische Generalkonsul in
Alexandria wurde vom k.u.k. Außen -
minister Berchtold zu einer mehrwöchi-
gen Inspektionsreise dorthin entsandt,
um in allen Einzelheiten die Möglichkeit
einer ökonomischen Festsetzung der
Monarchie in jenem Gebiet zu prüfen.

Das Ergebnis war ernüchternd und be-
stand darin, dass die Ziele Österreich-
Ungarns nicht verwirklicht werden
konnten. Sie scheiterten sowohl an den
bereits bestehenden ökonomischen und
politischen Interessen der englischen,
russischen und italienischen Imperia -
listen, mehr aber noch am Widerstand,
den die Deutschen den Bemühungen ih-
res Bundesgenossen entgegensetzten. In
Kleinasien war am Bagdadbahnprojekt
die Deutsche Bank führend engagiert,
und man dachte in Berlin nicht daran, ein
Eindringen österreichischen Kapitals in
Anatolien in einem irgendwie nennens-
werten Ausmaß zuzulassen. Dabei war
es pikanterweise der mit der Deutschen
Bank in einem „Freundschaftsverhält-
nis“ stehende Wiener Bankverein, der in
dem Zusammenhang seine Aspirationen
anmeldete.

Im imperialistischen Konkurrenz-
kampf, auch wenn es um vergleichswei-

Eugen v. Minkus, Präsident des Verwal-
tungsrats der Unionbank



Beiträge 7

4/13

Eine der ergiebigsten Gewinnquellen
für das Finanzkapital war die Geldent-
wertung durch die Banknotenüber-
schwemmung in den Kriegsjahren.62 Die
dadurch ausgelöste Flucht der Besitzen-
den in Sachwerte und Effekten, die man
als „patriotisches Opfer“ gegen das Zah-
lungsversprechen des Staates in Kriegs-
anleihen eintauschte, wirkte sich dahin-
gehend aus, dass die Banken die realen
Substanzwerte auffingen, „damit ihren
Vermögensstand außerordentlich ver-
größerten und ihre Kapitalmacht ständig
vermehrten“.63 Die von den Banken
selbst gezeichneten Kriegsanleihen wur-
den hingegen von ihnen nur zu einem ge-
ringen Teil behalten (wohl in Voraus-
sicht ihrer irgendwann eintretenden
Wertlosigkeit), „und sogar dies war nur
auf dem Wege eines sanften Zwanges zu
erreichen“.64

Auch der Handel mit ausländischem
Geld entpuppte sich trotz der Erschütte-
rung der Valuta als Born erhöhter Profi-
te. Bei der Creditanstalt warf dieser Ge-
schäftszweig 1915 ein Erträgnis von 1,5
Millionen Kronen ab, fast eine halbe
Million mehr als im Jahr vorher.65 Sogar
in offen kriminelle Bereiche drangen die
Geschäftspraktiken vor, indem die Ban-
ken Kettenhändlern großen Stils Mittel
zur Verfügung stellten. Sie begünstigten
damit nicht nur illegale Schiebungen und
Spekulationen, ausgelöst durch den all-
gemeinen Warenmangel, sondern ver-
dienten auch reichlich an ihnen.66

Dem Wiener Bankkapital bescherte al-
so der Krieg eine ungeheure Macht -

se marginale ökonomische Fragen ging,
hörte aber die Freundschaft und vielbe-
schworene Nibelungentreue auf. Die
Verhandlungen zwischen Wien und Ber-
lin endeten im Frühjahr 1914 damit, dass
die Absichten Österreich-Ungarns in
Kleinasien von Deutschland in unge-
wöhnlich brüsker Weise abgelehnt wur-
den.54 Einen ähnlich scharfen Rüffel
dürfte der Vorstand des Wiener Bank-
vereins auch von den Herrschaften in der
Führungsetage der Deutschen Bank be-
kommen haben.

Zu der Affäre muss noch angemerkt
werden, dass unter den Motiven, die die
österreichisch-ungarischen Machtträger
zu der angestrebten Interessensphäre in
der Türkei bewogen, auch innenpoliti-
sche Motive mitspielten. In einer Instruk-
tion wies Berchtold am 11. September
1913 auf die Notwendigkeit hin, die öko-
nomische Expansion nach Kleinasien zu
forcieren, „von welcher wirtschaftlichen
Tätigkeit vielleicht [...] ein Ablenken von
unserem unseligen Nationalitätenhader
zu erhoffen wäre“.55 Das verhängnisvolle
Argument der österreichischen Kriegs-
partei, das Generalstabschef Conrad v.
Hötzendorf seit seinem Amtsantritt uner-
müdlich wiederholte und das im Juli
1914 den österreichischen Entschluss
zum Krieg in starkem Maße bestimmte,
dass man nämlich die ständig wachsen-
den inneren Probleme, in erster Linie die
Nationalitätenfrage, nur durch eine krie-
gerische Kraftanstrengung nach außen
 lösen könne, findet sich also auch hier.

Ausklang: Vom „Geld 
verdienen“ der Wiener Groß-

banken im Krieg

Am 28. Juli 1914 erklärte Österreich-
Ungarn, nach Erhalt des „Blan-
koschecks“ aus dem Deutschen Reich,
Serbien den Krieg, ein Schritt, der die
Welt für vier Jahre in Flammen setzen
und zehn Millionen Menschen das Leben
kosten sollte. Als Inszenatoren schienen
überall, in Wien, Berlin, St. Petersburg,
London, Paris, die politischen und mi-
litärischen Inhaber der Macht auf: ge-
krönte Häupter, Regierungschefs,
Außenminister und Generalstäbler, nir-
gendwo die Bankherren. Sieghart und
Spitzmüller beteuerten in ihren Erinne-
rungen, dass sie von einer Einflussnahme
auf die Außenpolitik gänzlich ausge-
schlossen gewesen seien. Diese sei stets
eine Domäne des Herrscherhauses und
eines kleinen, exklusiven hocharistokra-
tischen Kreises geblieben.56 Damit sag-
ten sie sogar die Wahrheit, denn das
österreichische Staatsgrundgesetz über

die Ausübung der Regierungs- und Voll-
zugsgewalt hatte dem Kaiser das alleini-
ge Recht („Prärogativ“) zuerkannt, Krieg
zu erklären und Frieden zu schließen.57

Das Finanzkapital war aber in allen
imperialistischen Ländern, so auch in
Österreich, Teil der herrschenden Klas-
se, und zwar der ökonomisch mächtigste
Teil. Sein Drang nach Expansion, Kapi-
talanlagesphären, Profitsteigerung stellte
die eigentliche Triebkraft des imperiali-
stischen Konkurrenzkampfes dar und
war damit mehr als nur mitverantwort-
lich für die Entfachung der Kriegsfackel.
Bei keinem Herrscher und Minister des
Auswärtigen legten die Leiter der Groß-
banken in der Julikrise 1914 Protest ge-
gen die Kriegspläne ein oder äußerten
auch nur Bedenken. Sie wussten, dass sie
die neue Lage nicht ins Unglück stürzen
würde, sondern geschäftliche Vorteile in
ungeahntem Ausmaß versprach.

In welcher Größenordung das eintrat,
kam trotz der obligaten Verschleierung
der Reingewinne bei der Bilanzlegung in
den Kriegsjahrgängen des „Compass“
zum Ausdruck. Danach zahlten die Wie-
ner Großbanken an ihre Aktionäre 1915
folgende Dividenden: Die Bodencredit-
anstalt 20%, die NÖ Escompte 11%, die
Creditanstalt 10%, die Anglobank
8,75%, die Unionbank 7,5%, der Wiener
Bankverein 7% und die Länderbank
6%.58 Bei den Reingewinnen (die sicher
beträchtlich höher waren als unter der
Floskel „ohne Vortrag“ offiziell angege-
ben) stand die Creditanstalt mit 19,9 Mil-
lionen Kronen im Jahr 1915 an der Spit-
ze. Es folgten die Bodencreditanstalt mit
14,8 Mio.; die NÖ Escompte mit 13,5;
der Wiener Bankverein mit 12,6; und die
Unionbank mit 6,4 Millionen Kronen.59

Die Gewinnsteigerung der Creditanstalt
betrug 1915 gegenüber dem Vorjahr bei-
nahe 100 Prozent. Das Eigenkapital der
sieben Großbanken stieg im Krieg um
691 Millionen Kronen, die Fremdkapita-
lien wuchsen auf 9,4 Milliarden, also
14mal so stark wie die eigenen.60

Am Krieg profitierten sie auf jede nur
erdenkliche Weise. Sie borgten dem
Staat gegen Zinsen Geld für die Krieg-
führung, sie verdienten an der geschäftli-
chen Abwicklung der Kriegsanleihen, sie
machten märchenhafte Gewinne im Weg
über die in ihrem Machtbereich befind -
lichen Unternehmen der Kriegs- und Rü-
stungsindustrie und lukrierten große Pro-
visionen bei der Finanzierung der Roh-
stoffbeschaffung, sodass die Geldmittel,
die der Staat gegen Zinsen von ihnen be-
kam, zum Großteil als Unternehmer -
gewinn wieder in ihre Hände gelangte.61

Wilhelm Kestranek, Vizepräsident des
Verwaltungsrats der NÖ Escompte und
Generaldirektor der Prager Eisen -
industrie-Gesellschaft



8 Beiträge

4/13

erweiterung. Die politische Schlussfol-
gerung, die damals die Arbeiter-Zeitung
zog und die zeitlos gültig bleibt, lautete:
„Die Katastrophe, die der Krieg bedeutet
und die in ihrer ganzen Weite noch gar
nicht ermessen werden kann, hilft eine
Entwicklung beschleunigen, welche die
Überwindung des Kapitalismus durch
den Sozialismus verbürgt, wenn nur das
Proletariat, die Mehrheit des Volkes,
zum Bewusstsein seiner Lage und seiner
Aufgaben kommt.“67
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D
ie Menschheit steht heute vor
Herausforderungen, größer als je
zuvor: Eine aus den Fugen gera-

tene kapitalistische Weltwirtschaft; von
Menschenhand bewirkte irreversible, in
ihren Dimensionen und Konsequenzen
noch nicht abschätzbare Klimaverände-
rungen; und nach fast einem halben Jahr-
hundert geostrategischen Gleichgewichts
zwischen den imperialistischen und anti-
imperialistischen Kräften: ein vom inter-
nationalen Finanzkapital dominiertes
Weltgeschehen. Dessen katastrophalstes
Moment ist nicht nur eine neue, bisher
ungebremste Serie imperialistischer,
neokolonialer Aggressionskriege, son-
dern auch die zunehmende Gefahr von
Kriegen zwischen Großmächten und
Mächtegruppierungen. Das wären – in
ihrer Tendenz, nach ihren realisierbaren
Möglichkeiten – Kriege, geführt mit
Kernwaffen, und nicht nur auf der Erde,
sondern auch im Kosmos, Kriege, die in
ihren Zerstörungen und Langzeitwirkun-
gen den Zweiten Weltkrieg, einschließ-
lich Hiroshima und Nagasaki, weit hinter
sich lassen würden.

Damit sind auch die Ungewissheiten
größer denn je – oder, wie es Eric
Hobsbawm am Ende seines „Zeitalters
der Extreme“ formulierte; „Wir wissen
nicht, wohin wir gehen.“1

Welche Verpflichtungen erwachsen
daraus uns als Historiker? Was vermag
Geschichtswissenschaft im Rahmen der
aufgezeigten Realitäten und realen Mög-
lichkeiten überhaupt zu leisten?

Natürlich kann sie nicht Zukunft zu-
verlässig voraussagen. Sie kann noch
nicht einmal – und das besagen die Er-
kenntnisse ihrer eigenen Geschichte als
Wissenschaft – konkrete historische Tat-
bestände (trotz gründlichster und ergie-
bigster Untersuchungen) als ein für alle-
mal geklärt und fixiert betrachten; denn
die Forschung erschließt (in der Regel)
immer neues Tatsachenmaterial. Aber
sie muss und sie darf sich deshalb kei-
neswegs auf die Darstellung des Vergan-
genen beschränken.

Im Geschichtsprozess bilden Vergan-
genheit, Gegenwart und Zukunft eine
Einheit. Die Analyse des Werdens gibt
uns erklärende Aufschlüsse über das Ge-
wordene. Die Untersuchung des Beste-
henden ist Voraussetzung für Prognosen

über das, was werden kann. Entwicklun-
gen, die gestern begonnen haben und
heute vor sich gehen, können (und wer-
den oft oder sogar meistens) sich fortset-
zen und vielleicht erst zur vollen Entfal-
tung gelangen. Um es mit den Worten
der Philosophin Nina Hager zu sagen:
„Es können durch uns Tendenzen dieser
objektiven gesellschaftlichen Entwick-
lung, deren Komplexität und Wider-
sprüchlichkeit wächst, erkannt werden,
Möglichkeiten der Entwicklung benannt
und die Wahrscheinlichkeit ihrer Ver-
wirklichung abgeschätzt werden, und auf
dieser Grundlage können Entscheidun-
gen getroffen werden, mit denen in ge-
sellschaftliche Prozesse eingegriffen und
gehandelt werden kann.“2

Von nicht geringerer Bedeutung ist die
Möglichkeit und Verpflichtung des
 Historikers, geschichtliche Erfahrungen,
sowohl positive als negative, zu vermit-
teln und diese zu historischen Lehren zu
verdichten. Dies galt für die zurücklie-
genden Jahrzehnte (und gilt heute mehr
denn je) in besonderem Maße für die Er-
fahrungen und Lehren der beiden Welt-
kriege und für die singulären, jeden Ver-
gleich verbietenden Verbrechen des
 Faschismus, vor allem des deutschen.

Hier zeigt sich zugleich ein Charakteri-
stikum der Geschichtswissenschaft im
Vergleich zu vielen anderen Einzelwis-
senschaften: der enge Zusammenhang
von Geschichtsforschung und Ge-
schichtsinterpretation mit dem politi-
schen Geschehen. Die öffentliche Be-
handlung geschichtlicher Vorgänge, ihre
Darstellung und Verbreitung, trägt we-
sentlich, mitunter entscheidend zur poli-
tischen Meinungsbildung, Meinungs-
Prägung bei.

Diese Tatsache ist untrennbar verbun-
den mit der Entwicklung der Massenme-
dien in den letzten anderthalb Jahrhun-
derten: vom Übergang zur Massenpresse
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts, dem Anfang des 20. Jahrhunderts
aufkommenden Film, der flächendecken-
den Durchsetzung von Tonfilm und
Rundfunk in der 1930er Jahren und des
Fernsehens in den letzten sechs Jahr-
zehnten – verbunden mit einer regelrech-
ten Explosion von Geschichtspropagan-
da – bis hin zur gegenwärtigen Durchset-
zung der digitalen Medien. Der Massen-

manipulation durch das Großkapital
eröffneten sich ungeahnte Perspektiven.

Für die bürgerliche Geschichtswissen-
schaft ergaben sich Möglichkeiten wie
noch nie, ihre systemstabilisierenden und
regimekonformen Auffassungen „unter
das Volk zu bringen“ und damit einen
größeren Beitrag als je zuvor zur Herr-
schaftssicherung zu leisten. Die Verwir-
rung und Irreführung der breiten Massen
bezüglich ihrer gesellschaftlichen Situati-
on und ihrer ureigensten Interessen, ihrer
realen Rechte und Möglichkeiten in der
kapitalistischen Gesellschaft, ihre Spal-
tung und Zersplitterung, die Isolierung
ihrer fortschrittlichsten, oppositionsfähig-
sten Kräfte ist aber heute mehr denn je
Bedingung der Stabilität der Herrschaft
des Großkapitals und der Durchsetzung
seiner reaktionären Innen- und expansi-
ven und aggressiven Außenpolitik.

Eine der wichtigsten Voraussetzungen,
um die vom Großkapital ausgebeuteten
und beherrschten Massen im eigenen In-
teresse handlungsunfähig zu machen, be-
steht deshalb darin, dieser systemati-
schen Manipulation entgegenzuwirken.
Mehr als je zuvor gilt heute die Feststel-
lung Lenins aus dem Jahr 1913: „Die
Menschen waren in der Politik stets die
einfältigen Opfer von Betrug und Selbst-
betrug, und sie werden es immer sein,
solange sie nicht lernen, hinter allen
möglichen moralischen, religiösen, poli-
tischen und sozialen Phrasen, Erklärun-
gen und Versprechungen die Interessen
dieser oder jener Klassen zu suchen.“3

Theorie und Geschichte

Mit ihrer Theorie des wissenschaft -
lichen Sozialismus schufen Marx und
Engels das Rüstzeug für die geistige und
politische Selbstbefreiung der Arbeiter-
klasse. Schon in einem ihrer ersten ge-
meinsamen Werke, „Die deutsche Ideo-
logie“ (1845/46), entwickelten sie die
Grundzüge ihrer materialistischen Ge-
schichtsauffassung: die materielle Pro-
duktion als Grundlage des gesellschaft -
lichen Lebens, die Dialektik von Produk-
tivkräften und Produktionsverhältnissen
(hier noch „Verkehrsform“ genannt), die
Eigentumsverhältnisse als Ursache der
Klassenspaltung und Basis für Staat und
Ideologie, die Lösung der Widersprüche
in der bürgerlichen Gesellschaft und je-

Marxistische Geschichtswissenschaft –
Leistungen und Aktualität

Heinz Karl
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der Ausbeuterordnung überhaupt durch
Aufhebung des Privateigentums (und da-
mit der Ausbeutung) in einer kommunis -
tischen Gesellschaft, die historische Rol-
le des Proletariats.

Eine wichtige Etappe in der Herausbil-
dung der marxistischen Geschichtswis-
senschaft (und zugleich in der Entwick-
lung des Marxismus überhaupt) waren
die Jahre der Revolution von 1848/49
und unmittelbar danach. Hier war der
Marxismus erstmals mit umfassenden
und tiefgreifenden ökonomischen, sozia-
len und politischen Prozessen konfron-
tiert, die im Grunde ganz Europa erfass -
ten und aufwühlten – die größte revolu-
tionäre Bewegung zwischen der Franzö-
sischen Revolution von 1789 und der
Oktoberrevolution und den ihr folgenden
revolutionären Bewegungen von 1917
bis 1923. Diese Prozesse waren außer -
ordentlich komplex und widerspruchs-
voll. Es kreuzten sich antifeudale bürger-
liche Bewegungen und nationale Befrei-
ungsbewegungen, Auseinandersetzun-
gen zwischen liberaler Großbourgeoisie
und demokratischem Kleinbürgertum
mit ersten scharfen Zusammenstößen
von Bourgeoisie und Proletariat, die in
der Pariser Junischlacht 1848 bereits
Bürgerkriegscharakter annahmen.

Marx und Engels reflektierten diese
Klassenauseinandersetzungen in einer
Vielzahl von Pressebeiträgen, vor allem
in der Neuen Rheinischen Zeitung, aber
auch bereits in der britischen und US-
amerikanischen Presse sowie in einigen
größeren Arbeiten. Wie jene markierten
diese einerseits die bedeutsamen und be-
eindruckenden Anfänge marxistischer
Zeitgeschichtsschreibung, waren aber
zugleich der theoretischen Analyse und
Verallgemeinerung der revolutionären
Vorgänge und der Erfahrungen der revo-
lutionären Kräfte gewidmet. So war die
Ansprache der Zentralbehörde des Bun-
des der Kommunisten an den Bund vom
März 1850 vor allem auf die Taktik ge-
genüber den verschiedenen bürgerlichen
und kleinbürgerlichen Strömungen und
die Formierung einer politisch selbst-
ständigen Arbeiterbewegung gerichtet.
In Marx’ „Klassenkämpfen in Frank-
reich 1848 bis 1850“ wurde – Engels be-
tonte das mit Nachdruck – die diffuse
Forderung des „Rechts auf Arbeit“ er-
setzt durch die Forderung „Aneignung
der Produktionsmittel, ihre Unterwer-
fung unter die assoziierte Arbeiterklasse,
also die Aufhebung der Lohnarbeit wie
des Kapitals und ihres Wechselverhält-
nisses“.4 In Marx’ „Der Achtzehnte Bru-
maire des Louis Bonaparte“ (1852) wur-

de zum ersten Mal die Grundaufgabe ge-
stellt, die bürgerliche Staatsmaschinerie
nicht „in Besitz zu nehmen“, sondern sie
– so Marx – „zu brechen“.5 Mit Engels’
„Der deutsche Bauernkrieg“ (1850) wur-
de erstmals ein marxistisches Ge-
schichtswerk vorgelegt mit der erklärten
Absicht, dem deutschen Volk, seinen
werktätigen Massen ihre revolutionären
Traditionen nahe zu bringen – als Anre-
gung zum eigenen Handeln. Nebenbei:
Wen das heutige bundesdeutsche födera-
listische Verfassungs-, Gesetzgebungs-
und Verordnungschaos an den Rand der
Verzweiflung bringt, der findet dort auch
Engels’ vor 163 (!) Jahren gefälltes Ur-
teil: „Wer nach den beiden deutschen
Revolutionen von 1525 und 1848 und
ihren Resultaten noch von Föderativ -
republik faseln kann, verdient nirgend
anders hin als ins Narrenhaus.“6

Für alle diese Arbeiten galt, dass sie
die politischen Kämpfe als Agieren von
Klassen und Klassenfraktionen beleuch-
teten, den ihnen zu Grunde liegenden
materiellen, insbesondere ökonomischen
Interessen nachspürten und den Stand-
punkt der historisch fortschrittlichsten
Kraft, der sich formierenden Arbeiter -
bewegung, herausarbeiteten.

Einen kräftigen Schub erhielt die mar-
xistische Geschichtsschreibung und -pu-
blizistik durch die miteinander verfloch-
tenen Prozesse der forcierten kapitalis -
tischen Entwicklung mit ihren politi-
schen Konsequenzen, der weiteren Na-
tionalstaatsbildung und der nationalen
und internationalen Formierung politi-
scher und gewerkschaftlicher Arbeiter -
organisationen mit Massencharakter so-
wie als parlamentarische Kraft im letzten
Drittel des 19. Jahrhunderts. Die Heraus-
bildung einer sozialistischen Massenpar-
tei in Deutschland, der andere folgten,
die Gründung der I. (1864) und der
II. Internationale (1889) stimulierten das
Ringen um programmatische Klärung,
das seinerseits ohne den „Griff in die Ge-
schichte“ nicht auskam.

Ein Schwerpunkt war die verstärkte
Auseinandersetzung mit der Staatsfrage,
aufgeworfen unter anderem durch das
Lassalleanische Streben nach einem
Kompromiss mit der preußischen Mon-
archie, dem eine prinzipielle Kritik des
preußischen Junkerstaates und seiner
Geschichte entgegengesetzt wurde. Vor
allem aber führten die Pariser Kommune,
ihre Erfahrungen und die Solidarität mit
ihr, zu einer Vertiefung der marxis -
tischen Staats- und Revolutionstheorie,
die nur auf einem soliden, vor allem zeit-
geschichtlichen Fundament möglich war.

Im „Bürgerkrieg in Frankreich“
(April/Mai 1871) konstatierte Marx, an-
knüpfend an seinen „Achtzehnten Bru-
maire“ von 1852: „Aber die Arbeiter-
klasse kann nicht die fertige Staats -
maschinerie einfach in Besitz nehmen
und diese für ihre eignen Zwecke in Be-
wegung setzen“.7 Gestützt auf eine histo-
rische Analyse des feudalabsolutisti-
schen und des bürgerlichen Staates seit
1789 stellte er fest, dass die Pariser
Kommune diese überkommene Staats-
macht bricht8 und durch eine neue, ihre
eigene Staatsmacht ersetzt, deren demo-
kratische Struktur und Arbeitsweise er
sehr konkret beschreibt. Er schluss -
folgert: Die Kommune „war wesentlich
 eine Regierung der Arbeiterklasse“.9

Und Engels bringt 1891 die Dinge wie
folgt auf den Punkt: „Der sozialdemokra-
tische Philister ist neuerdings wieder in
heilsamen Schrecken geraten bei dem
Wort: Diktatur des Proletariats [...]. Wollt
ihr wissen, wie diese Diktatur aussieht?
Seht euch die Pariser Kommune an. Das
war die Diktatur des Proletariats.“10

Zuvor (1884) hatte Engels in seinem
grundlegenden Werk „Der Ursprung der
Familie, des Privateigentums und des
Staates“ die frühgeschichtlichen Famili-
enformen, die Entstehung des Patriar-
chats und der Sklaverei und damit die
Klassenspaltung untersucht und nachge-
wiesen, dass der Staat sich als Folge der
Klassenspaltung herausbildet und seinem
Wesen nach immer eine Form der Klas-
senherrschaft ist. Eine ähnliche herausra-
gende und bedeutungsvolle Leis tung hat-
te August Bebel mit seinem 1879 erschie-
nen Werk „Die Frau und der Sozialis-
mus“ vollbracht. Er hat nicht nur auf der
Grundlage eines immensen historischen
und soziologischen Materials die Frauen-
frage in ihrer gesamten Entwicklung dar-
gestellt, sondern auch den jeweiligen for-
mationsspezifischen gesellschaftlichen
Rahmen herausgearbeitet und sich zu den
wesentlichen konkret- historischen
Aspekten der Gesellschaft, des Staates,
des Klassenkampfes geäußert.

Programmatik und Geschichte

Die Verabschiedung des marxistischen
Erfurter Programms der deutschen Sozial -
demokratie 1891 (zu dem sein wichtig-
ster Autor Karl Kautsky einen soliden
Kommentar veröffentlichte) wird flan-
kiert von gewichtigen marxistischen Ge-
schichtswerken. 1893 erscheint von
Franz Mehring „Die Lessing-Legende
(Mit einem Anhang: Über den histori-
schen Materialismus)“, eine Schrift, die
nicht nur aus marxistischer Sicht die
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deutsche Literatur- und Kulturentwick-
lung beleuchtet, sondern auch den
preußischen Militärstaat einer vernich-
tenden Kritik unterzieht und die regime-
offiziellen Legenden um Friedrich II.
entlarvt. Engels zollte Mehring höchstes
Lob. 1898 folgte Mehrings „Geschichte
der Deutschen Sozialdemokratie“.

Ende der 1890er Jahre entbrennt die
Auseinandersetzung mit dem Revisionis-
mus. Kautsky griff 1899 mit „Bernstein
und das sozialdemokratische Programm“
in die Debatte ein, Rosa Luxemburg im
gleichen Jahr mit „Sozialreform oder Re-
volution?“. Sie wies Bernsteins Angriffe
auf die marxistische Krisentheorie
zurück und widerlegte seine Behaup-
tung, die Krisenanfälligkeit des Kapita-
lismus verringere sich. Vor allem setzte
sie sich mit Bernsteins Versuch ausein-
ander, Reformen als ausreichend für die
Überwindung des Kapitalismus zu be-
trachten, und unterstrich die Dialektik
von Reform und Revolution: Der richti-
ge und notwendige Kampf um Reformen
bereitet die sozialistische Revolution
vor, kann sie aber nicht ersetzen.

1902 veröffentlichte Kautsky die
Schrift „Die soziale Revolution“, in der
er sich zu den konkreten Aufgaben der
Revolution äußerte. In seinem 1909 er-
schienenen Buch „Der Weg zur Macht“
ging er weiter: Er wies auf die verstärkte
Zuspitzung der Klassengegensätze und
auf das Herannahen eines Weltkrieges
hin und sprach davon, dass die Entwick-
lung in eine revolutionäre Periode einge-
treten sei. Rosa Luxemburg forderte 1906
in ihrer Schrift „Massenstreik, Partei und
Gewerkschaften“ dazu auf, aus den
 Erfahrungen der sich vollziehenden russi-
schen Revolution zu lernen, das Kampf-
mittel des politischen Massenstreiks zu
entwickeln und die parlamentarische
 Arbeit stärker mit außerparlamentari-
schen Kampfformen zu verbinden.

Bedeutende Geschichtswerke und zu-
gleich wichtige Beiträge zum Kampf ge-
gen den Revisionismus, für eine marxis -
tische Orientierung der Arbeiterbewe-
gung waren die 1910 bis 1914 erschiene-
nen Erinnerungen August Bebels, Meh-
rings „Deutsche Geschichte vom Aus-
gang des Mittelalters“ (1906) und seine
große Biographie „Karl Marx – Ge-
schichte seines Lebens“, die er während
des Weltkrieges vollendete und 1918
veröffentlichte.

Seit der Jahrhundertwende rückte das
Problem des Imperialismus, seines We-
sens und seiner Bekämpfung immer
mehr in den Vordergrund. 1910 veröf-
fentlichte Rudolf Hilferding sein grund-

legendes Werk „Das Finanzkapital“, das
wichtige Erkenntnisse über den kapitali-
stischen Konzentrationsprozess, die Ver-
änderung der Beziehungen zwischen In-
dustrie- und Bankkapital und andere we-
sentliche Aspekte lieferte. Rosa Luxem-
burg vermochte zwar in ihrer Schrift
„Die Akkumulation des Kapitals“ (1913)
nicht, wie beabsichtigt, die Marx’sche
Reproduktionstheorie weiterzuent-
wickeln, erbrachte aber doch bestimmte
Forschungsresultate vor allem zur impe-
rialistischen Politik. Den entscheidenden
Beitrag zur Ausarbeitung der marxisti-
schen Imperialismustheorie leistete
 Lenin mit der Herausarbeitung der
 Monopolisierung als Schlüsselfrage, der
Bestimmung des historischen Platzes des
Imperialismus, damit zusammenhängend
der Möglichkeit des Sieges des Sozialis-
mus zunächst in einem Lande und der
Klärung des Zusammenhanges von Im-
perialismus und Opportunismus. Alle
drei Autoren haben in ihren Schriften
(und auch in ihren Vorarbeiten – man
denke an Lenins „Hefte zum Imperialis-
mus“) – in großem Umfang historisch
geforscht und dargestellt.

Der Imperialismus mündete in den er-
sten Weltkrieg. Aus diesem fanden die
Arbeiter und Bauern Russlands unter
Führung der Partei Lenins den Ausweg
in der Oktoberrevolution 1917. Damit
war eine neue Epoche weltgeschicht -
licher Entwicklung eröffnet, eine neue
Situation auch für die marxistische Ge-
schichtswissenschaft gegeben.

Die Epoche der Oktoberrevolution

Eric Hobsbawm stellt die Oktober -
revolution in den Mittelpunkt der Ge-
schichte des 20. Jahrhunderts, die ohne
sie „und ihre direkten wie indirekten Fol-

gen nicht erklärt werden“ könne.11 Ge-
burt und Untergang des Sowjetstaates
markieren für ihn Beginn und Ende die-
ses „kurzen“ Jahrhunderts. Er vergleicht,
als prägendes Jahrhundertereignis, die
Oktoberrevolution mit der Französischen
Revolution von 1789, meint aber, dass
sie „ein viel stärkeres und globaleres
Echo als ihre Vorgängerin“ hatte.12

Heute hat, im Unterschied zu früheren
Jahrzehnten, diese Problematik eine
neue, bis 1989 undenkbare Dimension
erhalten. Bis dahin galt der „real existie-
rende Sozialismus“ für Freund und Feind
als eine unumstößliche Tatsache. Eine
Infragestellung seiner Existenz, zumal in
seiner europäischen Kernregion, erschien
irreal und indiskutabel. Heute, fast ein
Jahrhundert nach der Oktoberrevolution,
blicken wir in einer fundamental verän-
derten Situation auf den damals begonne-
nen Weg zurück. Der Zusammenbruch
der Sowjetunion und des europäischen
Sozialismus hat unsere Sicht auf diesen
Weg einschneidend verändert. Die sozia-
listische Bewegung hat nicht nur die
schwerste Niederlage ihrer Geschichte er-
litten. Erstmals seit der Oktoberrevolution
– und mehr als vor 1917 – stellt sich die
Frage, ob es denn überhaupt möglich sei,
eine sozialistische Gesellschaft zu reali-
sieren und auf die Dauer zu behaupten.

Zweifellos sind Nachdenken und
gründliche, kritische Analyse vonnöten.
Berechtigt uns aber die eingetretene Ka-
tastrophe, die Bilanz der gegenwärtig er-
kennbaren Resultate dazu, die durch die
Oktoberrevolution in Gang gebrachten
gesellschaftlichen Umwälzungen ledig-
lich als eine 40- bis 70-jährige Unterbre-
chung der kapitalistischen Entwicklung
zu betrachten, als ein vorübergehendes
Abgleiten vom Hauptweg der Entwick-

Heinz Karl (links) und Hans Hautmann bei der Festveranstaltung am 2. Oktober.



12 Beiträge

4/13

lung der Zivilisation? Können wir die
vielen Jahrzehnte frühsozialistischer
Entwicklung, die ein Drittel der Mensch-
heit erfasste, nur unter dem Blickwinkel
ihres Scheiterns sehen?

Ich denke nicht. Das hieße, das Kind
mit dem Bade auszuschütten, die reale
geschichtliche Leistung zu negieren, an-
gesichts des Versackens der 1917–1919
und 1944/45 genommenen Anläufe alles
bisherige Ringen um eine antikapitalis -
tische, eine sozialistische Alternative für
sinnlos erklären und denen recht geben,
die vom Endsieg des Kapitalismus, vom
„Ende der Geschichte“ träumen.13

Es hieße insbesondere, die Krise der
kapitalistischen Gesellschaft, den Mutter-
boden der Oktoberrevolution, zu ignorie-
ren und die weltverändernden und weiter-
wirkenden Teilergebnisse dieses ersten
Anlaufs zum Sozialismus zu negieren.

Die Oktoberrevolution, die nach
Hobsbawm „die gewaltigste Revolutions-
bewegung der modernen Geschichte“14

hervorbrachte, bewirkte einen weltweiten
Fortschrittsschub, veränderte in vielen
Richtungen die Welt zum Positiven.

Denken wir nur an ihre Friedensmissi-
on. 1917/18 beschleunigte sie maßgeb-
lich die Beendigung des imperialisti-
schen Weltkrieges. Die Solidarität mit
ihr löste durch die Bewegung „Hände
weg von Sowjetrussland!“ 1920 die bis
dahin wirkungsvollste Aktion gegen im-
perialistische Aggressionspolitik aus. In
den 1930er Jahren konnte die Sowjetuni-
on über Jahre eine erfolgreiche Politik
der kollektiven Sicherheit gegen die fa-
schistischen Aggressoren entwickeln, die
eine Voraussetzung der späteren Antihit-
lerkoalition war. Nach 1945 bewahrte
die Existenz und Macht der Sowjetunion
und der von ihr geführten Militärkoaliti-
on die Menschheit vor der Entfesselung
eines neuen, atomaren Weltkrieges, si-
cherte Europa die längste Friedensperi-
ode seit sechs Jahrhunderten und der
UNO in den 1960er/70er Jahren die
 effektivste Periode ihrer Tätigkeit. Die
internationale Entwicklung des letzten
Vierteljahrhunderts beweist, wie treffend
die Einschätzung Wladimir Putins ist,
das Verschwinden der Sowjetunion sei
die größte geopolitische Katastrophe des
20. Jahrhunderts.

Ausgehend von der Oktoberrevolution
vollzogen sich gesellschaftliche Umwäl-
zungen mit enormen internationalen
Auswirkungen. Angelpunkt war die
grundlegende Veränderung der Macht-
und Eigentumsverhältnisse, die auch von
schweren sozialen Verwerfungen beglei-
tet war, vor allem aber positive sozial -

konnte im Wesentlichen nur durch die
Rote Armee besiegt werden.“ Das „war
die Leistung jenes Regime, das mit der
Oktoberrevolution etabliert worden war
[...]. Ohne die Oktoberrevolution bestünde
die Welt (außerhalb der USA) heute wahr-
scheinlich eher aus einer Reihe autoritärer
und faschistischer Varianten als aus einem
Ensemble unterschiedlicher liberaler, par-
lamentarischer Demokratien.“19

Großen Einfluss übten die Sowjet -
union und die durch die Oktoberrevoluti-
on initiierten oder stimulierten national-
revolutionären Bewegungen auf den
 raschen Zerfall des imperialistischen Ko-
lonialsystems aus.

Schließlich ging vom Realsozialismus
ein wesentlicher Druck auf den Kapita-
lismus aus, der diesen zu Veränderungen
zwang. Wie Hobsbawm meint, sollte die
Oktoberrevolution mit ihren Folgen
„dem Kapitalismus den Anstoß geben,
sich selbst zu reformieren; und weil sich
die Sowjetunion paradoxerweise gegen
die Große Depression immun zeigte,
sollte sie auch den Anstoß dazu geben,
den orthodoxen Glauben an die freie
Marktwirtschaft zu revidieren“.20

Wie ist der Realsozialismus
 historisch einzuschätzen?

Immer wieder wird die Frage nach
dem sozialökonomischen Charakter der
sowjetischen und anderer realsozialis -
tischen Gesellschaften aufgeworfen.
Zweifellos war der „reale“ Sozialismus
kein reifer, kein „entwickelter“ Sozialis-
mus, sondern eine Frühform des Sozia-
lismus, eine erste Etappe auf dem Wege
seiner Gestaltung, zudem durch tiefe De-
formationen beeinträchtigt und partiell
geradezu verunstaltet. Dennoch brach er
mit dem kapitalistischen System und
dessen Wertvorstellungen in einem
Maße, das einen grundlegenden (wenn
auch auf vielen Gebieten noch sehr un-
vollkommenen, auf manchen sogar aus-
gesprochen ungenügenden) emanzipato-
rischen Fortschritt bedeutete.

Ein strikt historisches Herangehen an
diese Problematik – und ein anderes
kann zu keiner ernsthaften, realistischen
Beurteilung führen – wird insbesondere
dem Hinweis Eric Hobsbawms Rech-
nung tragen müssen, dass „das sowjeti-
sche Experiment [...] nicht als globale
Alternative zum Kapitalismus entstan-
den (war), sondern als eine Kette von
spezifischen Reaktionen auf die beson-
dere Situation eines riesigen und drama-
tisch rückständigen Landes in einer spe-
zifischen und unwiederbringlichen histo-
rischen Konstellation.“21 Dies gilt sinn-

politische Konsequenzen hatte und Mil-
lionen und Abermillionen Werktätigen
bedeutende soziale Aufstiegschancen
eröffnete. Die sozialistischen Umgestal-
tungen verwandelten ein Volk von An -
alphabeten und schufen eine starke und
leistungsfähige technische, wissenschaft-
liche und künstlerische Intelligenz. Über
diese kulturelle Umwälzung sagte der
russische Wissenschaftler Alexander
 Sinowjew: „Ein Bildungssturm von un-
geahnter Kraft zog über das gesamte
Land und bedeckte es binnen kürzester
Frist mit einem Netz von Schulen, Fach-
schulen und kulturellen Bildungsanstal-
ten.“15 Schon in den 1930er Jahren wur-
de die Sowjetunion bis weit in sozial -
demokratische und bürgerliche Kreise
hinein als reale Alternative zum Kapita-
lismus aufgefasst.

Von geradezu schicksalhafter Bedeu-
tung für die Menschheit war die Rolle
der Sowjetunion als Antipode des Fa-
schismus. Konnte ihr Streben der 1930er
Jahre nach einem Bündnis der nicht-fa-
schistischen Mächte gegen Hitler-
deutschland 1938/39 noch durch die
„Appeasement“-Politik der britischen
und französischen Regierung ausgehe-
belt werden, bewährte sie sich schon
1941/42 unter größten Opfern als unbe-
siegbare Hauptkraft der Antihitlerkoaliti-
on. Kein anderer als ihr unversöhnlicher
Gegner seit 1917 und nun notgedrungen
ihr Alliierter, Winston Churchill, atte-
stierte ihr im September 1944, „dass es
nämlich die russische Armee ist, die die
Kraft der deutschen Kriegsmaschine ge-
brochen hat und gegenwärtig den bei wei-
tem größeren Teil der feindlichen Streit-
macht an ihrer Front bindet.“16 Auch in
seinen späteren Memoiren, geschrieben in
der Zeit des Kalten Krieges und in dessen
Geist, kommt Churchill nicht umhin, fest-
zustellen: „Die drei gewaltigen Schlach-
ten bei Kursk, Orel und Charkow (1943,
H.K.) bedeuteten den Ruin der deutschen
Armeen im Osten.“17 Und für 1944 kon-
statiert er: „Das Ringen in Russland über-
traf an Umfang bei weitem alle Operatio-
nen“ an den anderen Fronten, „und es bil-
dete natürlich die Voraussetzung für den
kriegerischen Höhepunkt, dem die briti-
schen und amerikanischen Armeen nun-
mehr entgegengingen.“18

Die entscheidende Rolle der Sowjet -
union und ihrer Roten Armee im Ringen
mit der faschistischen „Achse“ hatte eine
unabdingbare gesellschaftspolitische
Grundlage, und sie hatte ein grundlegen-
des Ergebnis für die ganze Menschheit.
Geben wir dazu Eric Hobsbawm das
Wort: „Hitlers Deutschland wurde und
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mal zu entwickeln. Zugleich mit dieser
Erkenntnis wurde das Neue Ökonomi-
sche System der Planung und Leitung
entwickelt, in dessen Mittelpunkt die
Förderung des materiellen Eigeninteres-
ses der Betriebe, die Verbindung von
Plan und Demokratie, des Produzenten
mit dem sozialistischen Eigentum stand.

Die einschneidendste, negativste Be-
dingung des sozialistischen Aufbaus der
DDR war die seit 1946 von den West-
mächten und westdeutschen großbürger-
lichen Kreisen vorbereitete, 1948 (sepa-
rate Währungsreform; Ausarbeitung ei-
ner separaten Verfassung) und 1949
(Gründung der BRD am 23. Mai) voll -
zogene Spaltung Deutschlands und Ber-
lins und der von der NATO und der BRD
geführte Kalte Krieg gegen die DDR.

Nachdem diese massive feindliche
Einwirkung durch die Grenzsicherung
vom August 1961 erheblich reduziert
wurde, erlebte die DDR in den 1960er
Jahren die ökonomisch und politisch er-
folgreichste Periode ihrer Geschichte.

Wie die Geschichte zeigt, war die früh-
sozialistische, „realsozialistische“ Ent-
wicklung alles andere als die planmäßige
Umsetzung eines bereits ausgearbeiteten
„marxistisch-leninistischen“ Gesell-
schaftskonzepts. Noch weniger kann sie
an den abstrakten Kriterien einer häufig
berufenen (aber bisher nur als theoreti-
sche Doktrin und zudem in diversen wi-
derstreitenden Varianten angebotenen)
„sozialistischen Vision“ gemessen wer-
den. Letztere hat gegenüber dem nicht
ausreichend potenten und attraktiven und
deshalb zusammengebrochenen, aber im-
merhin sieben Jahrzehnte existierenden

und enorm geschichtsmächtigen Real -
sozialismus allerdings das grundlegende
Manko, dass sie bisher keinerlei Proben
ihrer Realisierbarkeit, ihrer a priori vor-
ausgesetzten gesellschaftsgestaltenden
Potenzen abgelegt hat und niemand sagen
kann, wann dies geschehen wird und ob
es über die Ergebnisse des ersten sozialis -
tischen („realsozialistischen“) Anlaufs
hinausführt. Hier wiederholt sich im
Grunde das Schicksal jener den Weg des
Realsozialismus begleitenden, ihn total
negierenden Kritik aus dem sich als links
verstehenden Spektrum, deren minimale
Resonanz und faktische Wirkungslosig-
keit sich wohl vor allem daraus ergab,
dass sie zwar theoretische Postulate vor-
tragen, aber nicht die geringsten prakti-
schen Resultate vorweisen können.

Vertane Chancen

In Diskussionen werden die objektiven
Möglichkeiten der Entwicklung des
frühen Sozialismus in seinen verschiede-
nen Phasen sehr unterschiedlich bewer-
tet. Nicht selten werden seine Entwick-
lungspotenziale und die Ursachen seines
Scheiterns nicht konkret-historisch beur-
teilt. Hobsbawm, der die internationale
Politik seit der Oktoberrevolution als
„Jahrhundertkampf der Mächte der alten
Ordnung gegen die soziale Revolution“22

charakterisiert, ist der Meinung,
„während der längsten Zeit dieser Peri-
ode konnten sich selbst diejenigen, die
seinen (des sowjetischen Sozialismus,
H.K.) Anspruch auf Überlegenheit
zurückwiesen, absolut nicht sicher sein,
dass er nicht doch noch den Sieg davon-
tragen würde.“23

gemäß für den „Realsozialismus“ als in-
ternationalen Faktor insgesamt.

Die Schritte auf dem Wege des Auf-
baus einer sozialistischen Gesellschaft in
der DDR beispielsweise gingen aus den
antifaschistisch-demokratischen Umge-
staltungen seit dem Mai 1945 hervor: der
Enteignung der Nazi- und Kriegsverbre-
cher in der Wirtschaft sowie der Groß-
grundbesitzer, der Entfernung der Nazi-
lehrer aus den Schulen, der Nazibeamten
aus der Verwaltung und der Schaffung
einer völlig neuen, antifaschistischen
 Polizei. Die entsprechende breite Bünd-
nispolitik erleichterte den Übergang zum
sozialistischen Aufbau. Es entwickelte
sich ein Mehrparteiensystem mit
zunächst vier (davon zwei Arbeiter -
parteien), seit 1948 fünf Parteien, von
denen vier ihre Basis vor allem in den
Mittelschichten hatten, und das bis zum
Ende der DDR wirkte.

Die Entwicklung bewies, dass eine
 sozialistische Gesellschaft auf der
Grundlage gesellschaftlichen Eigentums
möglich ist, eine Gesellschaft ohne
 Arbeitslosigkeit und Krisen, ohne Exis -
tenzangst des Individuums, ohne Ob-
dachlosigkeit, mit einem hohen Maß an
sozialer Gleichheit, einer neuen Qualität
des sozialen und solidarischen Umgangs
der Menschen miteinander. Das bürger -
liche Bildungsprivileg wurde gebrochen,
die gesundheitliche Betreuung kostenlos.

Die Entmachtung des Kapitals verän-
derte die Stellung der Beschäftigten in
einem volkseigenen oder ähnlichen Be-
trieb grundlegend gegenüber denen in ei-
nem profitorientierten  kapitalistischen
Unternehmen, und es gab viele Ansätze
und Erfahrungen, um die durch das ge-
sellschaftliche Eigentum objektiv gege-
benen Möglichkeiten demokratischer
Gestaltung der Produktion zu ent-
wickeln. Es gelang jedoch nicht, ein um-
fassendes System demokratischer Wirt-
schaftsleitung als Grundlage eines mas-
senhaften Eigentümerbewusstseins zu
entwickeln. Wesentlich besser gelang
dies in den Landwirtschaftlichen Pro-
duktions-Genossenschaften.

Die Erfahrungen des sozialistischen
Aufbaus führten zu der Erkenntnis, dass
der Sozialismus keine kurzfristige Über-
gangsphase zum Kommunismus, sondern
eine selbstständige Gesellschaftsformati-
on ist, in der es um die optimale Nutzung
und Entwicklung der Ware-Geld-Bezie-
hungen und die Durchsetzung des Leis -
tungsprinzips geht.  Gewinn, Zins und
Kredit sind keine „Muttermale des Kapi-
talismus“, sondern eminent wichtige In-
strumente, um die Produktivkräfte maxi-

Festveranstaltung der Alfred Klahr Gesellschaft zum 70. Geburtstag von Hans
Hautmann am 2. Oktober 2013 in der Alten Kapelle im Alten AKH in Wien. Von links:
Manfred Mugrauer, Claudia Kuretsidis-Haider, Heinz Karl und Hans Hautmann.
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1960 veröffentlichte Fritz Baade, einer
der führenden sozialdemokratischen
Wirtschaftswissenschaftler in der Wei-
marer Republik und in der Bundesrepu-
blik, sein Buch „Der Wettlauf zum Jahr
2000“. Darin analysierte er die System-
konkurrenz. Er bemerkte ein auf wichti-
gen Gebieten rascheres wissenschaftlich-
technisches Voranschreiten der Sowjet-
union gegenüber den USA. Baade und
andere kompetente amerikanische und
westdeutsche Beobachter konstatierten
um 1960 nicht nur ein weit schnelleres
Wachstum der sowjetischen wissen-
schaftlichen und technischen Intelligenz
gegenüber der amerikanischen, sondern
auch ein höheres Niveau ihrer Ausbil-
dung, ferner eine höhere Effizienz der
sowjetischen Forschungen sowie techno-
logischen Vorsprünge im Maschinenbau.
Als Symptom des Bewusstwerdens die-
ser Situation wertete Baade den „Sput-
nik-Schock“. In seinem Fazit bezeichne-
te er es als die bitterste Tatsache, „dass
sich der Schwerpunkt der Welt [...] auch
im Wirtschaftspotenzial auf die östliche
Welt verlagern wird“.24 Und fast ein Ku-
riosum: „Um im Anwachsen des Sozial-
produkts mit dem Osten Schritt zu hal-
ten, müssen die Restbestände der
‚kapitalis tischen Anarchie‘ überwunden
werden.“25

Dies war an der Schwelle zur wissen-
schaftlich-technischen Revolution. An
dieser Schwelle ist der Realsozialismus
gescheitert. Er hatte vermocht, ein Wirt-
schaftssystem zu schaffen, das von den
typischen Krisenerscheinungen der kapi-
talistischen Welt frei und deshalb jahr-
zehntelang sehr attraktiv war. Jedoch mit
der rasanten wissenschaftlich-technischen
Umwälzung seit Ende der 1960er Jahre
vermochte er nicht mehr mitzuhalten.

Konzentriert wirkten sich nun tief ver-
wurzelte Defizite, Systemdefekte des Re-
alsozialismus aus, die zu überwinden
auch nach dem XX. Parteitag der KPdSU
(1956) – einem möglichen Anstoß für die
grundlegende Korrektur bisheriger Fehl-
entwicklungen – nicht gelungen war.

Palmiro Togliatti hatte in seinem
berühmten Interview vom Juni 1956 „die
wahren Probleme“26 aufgeworfen und
auf deren Lösung gedrängt. Er forderte,
von der Erörterung von Oberflächen -
phänomenen und Symptomen (z.B. des
Personenkults) zur tiefgründigen Analy-
se der gesellschaftlichen Grundlagen und
Ursachen der stalinistischen Deformatio-
nen und Fehlentwicklungen vorzudrin-
gen, um deren Wurzeln zu beseitigen, ih-
re Wiederholung bzw. ihr Fortwirken
auszuschließen und ein Voranschreiten

tag nahm der Problemstau zu, die Krise
vertiefte sich und führte schließlich zum
Zusammenbruch der sozialistischen
Macht- und Gesellschaftsstrukturen.

Die marxistische Geschichtswissen-
schaft hat seinerzeit die Kritik Togliattis
nicht aufgegriffen. Vor allem wohl des-
halb nicht, weil ihr realer Gehalt und die
Tragweite der aufgeworfenen Probleme
unterschätzt, der Effekt der nach dem
XX. und dem XXII. Parteitag der
 KPdSU durchgeführten Korrekturmaß-
nahmen überschätzt und außerdem be-
fürchtet wurde, den subversiven Akti-
vitäten des imperialistischen Gegners
Raum zu geben. In der Tat – aber das
entschuldigt die schwerwiegenden Ver-
säumnisse nicht – war andererseits eine
Unterschätzung der Aggressivität der
imperialis tischen Strategie und der Rolle
z.B. der SPD bei ihrer Verwirklichung
zu verzeichnen. Das äußerte sich auch
darin, dass nach dem Anschluss der
DDR an die BRD die rüde Kolonialisie-
rung des Ostens vielfach mit Überra-
schung aufgenommen wurde.

Lehren der Geschichte und
Aufgaben der Gegenwart

Für die marxistischen Historiker in
Deutschland ergibt sich aus der interna-
tionalen wie aus der inneren Situation
der BRD die Aufgabe, verstärkt die kriti-
sche Auseinandersetzung mit den politi-
schen Realitäten und insbesondere mit
der Geschichte der BRD zu führen. Der
Umgang der Machteliten mit dem NSU-
Skandal zeigt, wie virulent die Konti-
nuitätsstränge sind, die Gesellschaft und
Staat der BRD mit dem „Dritten Reich“
verknüpfen. Allzu offenkundig ist das
krampfhafte Bemühen, davon abzulen-
ken und zu verdrängen, dass die BRD
von ihren Anfängen an ein Überwa-
chungsstaat par excellence war, funktio-
nierend und geprägt durch schwer bela-
stetes Personal des Naziregimes;29 davon
abzulenken und zu verdrängen, in wel-
chem Ausmaß der bundesdeutsche
Staatsapparat – besonders Polizei, Ge-
heimdienste, Justiz – nazistisch ver-
seucht war, und dass ihn das prägte.30

Das Wort des Historikers ist umso
mehr gefordert, als Regierungen und
Behörden, Polizei und Justiz der BRD
geradezu mit Akribie die katastrophalen
Fehlleistungen des Weimarer Staates
wiederholen, die sich für die bürgerlich-
parlamentarische Demokratie als tödlich
erwiesen haben. So, wenn neonazistische
Umtriebe als legale Ausübung des
Rechts auf freie Meinungsäußerung und
des Demonstrationsrechts bemäntelt und

zu sichern. Togliatti betonte, dass die so
genannten Folgen des Personenkults
(oder die Fehler Stalins) „nicht nur etwas
Persönliches waren, sondern die Wirk-
lichkeit des sowjetischen Lebens tief
durchdrangen“, dass es zu klären gilt,
wie sie „mit der Entwicklung der soziali-
stischen Gesellschaft verflochten wur-
den“; „wie und warum“ die Sowjetge-
sellschaft zur „Abweichung vom demo-
kratischen Wege und von der Gesetzlich-
keit, die sie sich vorgezeichnet hatte, ja,
sogar bis zur Entartung gelangen konnte
und tatsächlich gelangte“; dass die Fehl-
entwicklungen damit zusammenhingen,
dass „der ganze bürokratische Apparat
im sowjetischen wirtschaftlichen und po-
litischen Leben, vielleicht ganz beson-
ders im Parteileben ungeheuer über-
spannt wurde“; dass in diesem Zusam-
menhang nicht nur die Rolle der russi-
schen Tradition zu beachten, sondern vor
allem zu untersuchen sei, wie sich „ein
neuer Typ bürokratischer Führung“ ent-
wickelte; dass „die wirkliche schöpferi-
sche Debatte nach und nach immer mehr
verschwand und daher die Aktivität der
Massen selbst abnahm und sich mehr
und mehr nach von oben kommenden
Direktiven bewegte als aus eigenem
natürlichen Antrieb“.27 Togliattis Pro-
blemkatalog kulminierte in der These,
dass „das zentrale Problem die Wahrung
der demokratischen, wesentlichen Merk-
male der sozialistischen Gesellschaft ist
[...]. Das ist es, was von Grund aus unter-
sucht und geklärt werden muss.“28

Palmiro Togliattis Ausführungen vom
Juni 1956 sind ein bedeutendes Doku-
ment der kommunistischen Bewegung
des 20. Jahrhunderts. Sie beweisen über-
zeugend, dass diese Bewegung zu dieser
Zeit durchaus über die politischen und
geistigen Potenzen verfügte, ihre (vor al-
lem mit den stalinistischen Einflüssen
und deren Auswirkungen verbundenen)
hemmenden Faktoren zu überwinden,
dass sie die reale Chance hatte, weiter
voranzuschreiten.

Diese Chance wurde vertan. Togliattis
Darlegungen, geradezu ein theoretisch-
politisches Aktionsprogramm zur Lö-
sung der Krise des realsozialistischen
Systems (und der kommunistischen Be-
wegung) – als sie noch lösbar war – und
zur Erneuerung der Impulse des Roten
Oktober, wurden von der Führung der
KPdSU wie auch von den Führungen der
SED und der anderen marxistisch-lenini-
stischen Parteien zurückgewiesen, in den
Geruch des Revisionismus gebracht und
verdrängt. Trotz gewisser, nicht unwich-
tiger Korrekturen nach dem XX. Partei-
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rechtfertigt werden. Aber wer Neonazis
legalisiert, der legitimiert sie.

Natürlich liegt all dem ein politisches
Konzept zugrunde. Schon die Tatsache,
dass die staatlichen Instanzen – wie die
bürgerlichen Medien und die etablierten
Parteien – den Faschismus-Begriff mei-
den wie der Teufel das Weihwasser und
statt dessen mit dem des „Nationalsozia-
lismus“, also der demagogischen Selbst-
darstellung der Hitlerfaschisten, hantie-
ren, d.h. lupenreine Naziideologie kol-
portieren, spricht Bände. Neonazis und
Antifaschisten werden mit Bedacht in
den gleichen „Extremismus“-Topf ge-
worfen, der Antifaschismus wird diffa-
miert und kriminalisiert, indem man ihn
als „Linksextremismus“ denunziert.
Dass dieses Konzept und die ihm ent-
sprechende Praxis nicht hingenommen
werden dürfen, sondern entschieden
bekämpft werden müssen, ist eine der
wichtigsten Schlussfolgerungen aus den
historischen Erfahrungen.

Eine weitere wichtige Aufgabe besteht
darin, als Historiker durch Aufschließen
geschichtlicher Erfahrungen die Ent-
wicklung von Massenaktionen und
 Basisbewegungen aufzuzeigen. Hier hat
unser verehrter Jubilar Hans Hautmann
mit seinem monumentalen Werk über
die „Geschichte der Rätebewegung in
Österreich 1918–1924“ beispielgebend
gewirkt. Seine Feststellung, dass diese
Thematik „nicht nur von historischem
Interesse“ ist,31 gilt heute noch weit mehr
als vor einem Vierteljahrhundert.

Schließlich zeigt das politische Ge-
schehen tagtäglich, dass die Entwicklung
des subjektiven Faktors letztlich das
Kernproblem ist. Dabei ist das Zusam-
menwirken aller Marxisten – über Orga-
nisations- und Ländergrenzen hinweg –
ein in seiner Bedeutung gar nicht zu
überschätzender Aspekt. In diesem Sinne
verfolge ich die bewundernswerte Akti-
vität der Alfred Klahr Gesellschaft mit
größtem Interesse und Respekt (und
auch – wenn ich etwa eure Mitteilungen
und unsere GeschichtsKorrespondenz
vergleiche – mit einem Schuss Neidham-
melei, den man mir großmütig verzeihen
möge) und bedanke mich ganz herzlich
für die Einladung.

Vortrag auf der Festveranstaltung zum
70. Geburtstag von Hans Hautmann am
2. Oktober 2013 in Wien.
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16 Beiträge

4/13

A
m 9. Dezember 1948, einen Tag
vor der Verkündung der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrech-

te, verabschiedete die damals in Paris ta-
gende Generalversammlung der Verein-
ten Nationen eine Konvention on the Pre-
vention and Punishment of the Crime of
Genocide. Die von zunächst 41 Mitglieds-
staaten unterzeichnete1 und 1951, nach
ihrem Inkrafttreten, im Band 78 der „Ver-
träge-Sammlung“2 der Vereinten Natio-
nen veröffentlichte Konvention setzte ei-
ne bereits am 11. Dezember 1946 von der
UNO-Vollversammlung beschlossene
Resolution über The Crime of Genocide3

in einen völkerrechtlichen Vertrag um.
Von den Verbündeten der Anti-Hitler-

Koalition unterzeichneten zunächst nur
die USA4 und Frankreich,5 ein Jahr spä-
ter, am 16. Dezember 1949, traten auch
Russland und die beiden weiteren
 sowjetischen Gründungsmitglieder der
UNO, Weißrussland und die Ukraine,
sowie, zwölf Tage darauf, auch die
Tschechoslowakei der Konvention bei –
allerdings unter einem Vorbehalt, den
später auch alle übrigen kommunistisch
regierten Länder ihren Unterzeichnungs-
urkunden beilegten.6 Der Vorbehalt be-
zog sich nicht, wie vielfach behauptet
wird, darauf, dass die UdSSR und später
die Volksdemokratien die Gültigkeit der
Konvention beschränken wollten, son-
dern – gerade im Gegenteil – auf die im
Artikel XII enthaltene Einschränkung,
dass die Konvention nicht automatisch

für Kolonien und sonstwie abhängige
Gebiete galt, sondern die Vertragspartei-
en die Ausdehnung der Gültigkeit der
Konvention auf die von ihnen kontrol-
lierten Gebiete dem UN-Generalsekreta-
riat extra bekannt geben mussten. Die
UdSSR, die Ukrainische SSR und die
Belorussische SSR deponierten anläss-
lich des Beitritts zur Konvention am
16. Dezember 1949 ihren Dissens mit
dem Gültigkeitsbereich der Konvention,
da sich ihrer Auffassung nach die Bestim-
mungen der Konvention auch auf Gebiete
ohne Selbstregierung, einschließlich der
Treuhandgebiete, erstrecken sollten.

Zunächst bestand keinerlei Notwendig-
keit, für das in der Konvention genannte
Verbrechen Genozid (engl. genocide,
französ. génocide) eine deutsche Bezeich-
nung zu finden. Die Sprachen des Sicher-
heitsrats und des Generalsekretariats wa-
ren Englisch und Französisch, in diesen
beiden Sprachen wurden und werden
auch Konventionen, Resolutionen und
Deklarationen amtlich kundgemacht.7 In
Deutschland und Österreich war das In-
teresse an Vorgängen in der UNO, der
beide – als von den vier Alliierten besetz-
te – Staaten nicht angehörten, gering. Die
Schweiz war der aus der Anti-Hitler-
 Koalition entstandenen UNO mit Rück-
sicht auf ihren Neutralitätsstatus nicht bei-
getreten. Die Verabschiedung der Kon-
vention durch die Generalversammlung
dürfte in keiner deutschsprachigen Tages-
zeitung gemeldet worden sein.

Die Bezeichnung Genozid
als Sammelbegriff für jene
(nicht nur Tötungs-)Verbre-
chen, die darauf abzielen, ei-
ne ethnische Gruppe „als sol-
che“ zu vernichten, geht auf
den aus Polen stammenden
amerikanischen Juristen und
Politik wissenschaftler Ra-
phael Lemkin zurück, der ei-
nen ganzen Abschnitt seines
1944 erschienenen Buches
über die Besatzungspolitik
der „Achsenmächte“
(Deutschland und Italien)
dem Genozid widmete.8

Lemkin, der seit den frühen
1930er Jahren – damals noch
als Vertreter Polens in der in-
ternationalen Strafrechtsver-
einigung – Vorschläge für
der Benennung von Verbre-

chen wie die Vernichtung der armeni-
schen Bevölkerung des Osmanischen
Reiches 1915 unterbreitet hatte, bildete
den neuen Begriff aus dem griechischen
Wort für „Volk“ bzw. „Nation“ (génos)
und dem lateinischen Wort für „erschla-
gen“ (-cid leitet sich von der Perfekt-
Form [cecidi] des Zeitworts caedere ab).
Die polnische Version, ludobójstwo, war
bereits in einem Gesetzesentwurf Lem-
kins für die Londoner Exilregierung Po-
lens 1943 enthalten, ab 1946 verwende-
ten auch Strafverfolgungsbehörden der
Volks republik Polen den neuen Begriff,
der aus den Wörtern lud („Volk“) und
zabójstwo („Mord“)9 gebildet war: Der
Prozess gegen den aus Wien stammen-
den Massenmörder Amon Leopold Göth
vor dem Obersten Volkstribunal in Kra-
kau (27.8.–5.9.1946) wurde wegen „Völ-
kermords“ geführt.10 Während das Ober-
ste Volkstribunal im Krakauer Prozess
der Einschätzung der Staatsanwaltschaft
folgte und Göth wegen „Völkermordes“
verurteilte, beschränkte sich das Kreis -
gericht Łódź im Urteil vom 30. April
1947 gegen den Leiter der Ghettoverwal-
tung  Litzmannstadt, Hans Biebow, auf
Tatbestände des polnischen Strafgesetz-
buchs und des „Augustdekrets“ von
1944 über die Bestrafung von NS- und
Kollabora tionsverbrechen, obwohl die
Staats anwaltschaft das Verbrechen des
„Völkermords“ erfüllt sah.11

Im Sommer 1946 wurde der national-
sozialistische Völkermord auch beim
Nürnberger Prozess – wenn auch nur am
Rande – Gegenstand der Auseinander-
setzungen zwischen Anklage und Vertei-
digung. Das Verbrechen war zwar im
Beweisverfahren der vorangegangenen
Monate präsent gewesen war, ohne aller-
dings namentlich genannt zu werden.
Nur in der Anklageschrift selbst war der
Begriff vorgekommen – beim Anklage-
punkt 3 („Kriegsverbrechen“), in der
Aufzählung der Methoden zur „Ermor-
dung und Mißhandlung der Zivilbevöl-
kerung von oder in besetzten Gebieten
und auf hoher See“. Am Ende eines Ab-
satzes, der als solche Methoden „Er-
schießen, Erhängen, Vergasen, Aushun-
gern, übermäßige Zusammenpferchung,
systematische Unterernährung, systema-
tische Aufbürdung von Arbeit über die
Kraft derer, die sie auszuführen hatten,
unzureichende ärztliche Betreuung und
Hygiene“ nannte und dann einen ganzen

Wie der „Völkermord“ in die deutsche Sprache kam
Winfried r. GarscHa
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charakterisierte den „Völkermord“ als ein
Mordprogramm, das sich nicht „auf die
Ausrottung des jüdischen Volkes oder
der Zigeuner“ beschränkte, sondern auch
an der Bevölkerung unterworfener Län-
der verübt wurde. Dabei seien auch „bio-
logische Methoden“ des Völkermords
(zur künstlichen Verminderung der Ge-
burtenziffern bei der unterworfenen Be-
völkerung) angewandt worden.17 Am
30. Juli 1946 warf der sowjetische
Chefankläger, Roman Andrejewitsch
 Rudenko, den Angeklagten vor, das, was
sie an Hitler kritisieren, sei nicht der
„Völkermord und die Ausplünderung an-
derer Länder“, sondern dass er den Krieg
verloren hat.18 Einen Monat später, am
30. August, begründete Generalstaats -
anwalt Rudenko in seinem Schluss -
plädoyer, warum das Gericht einzelne
Organisationen als „verbrecherisch“ ver-
urteilen solle – darunter die SS, die das
Instrument zur praktischen Durchführung
des Völkermordes gewesen sei.19

Bemerkenswert ist, dass es die Ankla-
gevertreter Großbritanniens20 und der
UdSSR21 waren, die die Auseinanderset-
zung mit den Verteidigern um den Tat-
bestand des Genozids führten, und nicht
jene der USA, deren Team Raphael
Lemkin als Berater angehörte.

In weiterer Folge waren es aber gerade
die Vereinigten Staaten von Amerika,
wo – durch Organisationen, die für eine
Gleichstellung der afroamerikanischen
Minderheit kämpften – eine juristische
Auseinandersetzung um die politische
Anwendbarkeit des Begriffs „Genozid“
geführt wurde. Prominente Bürgerrecht-
ler appellierten 1946/47 unter Berufung
auf die eingangs erwähnte UNO-Resolu-
tion vom 11. Dezember 1946 an das Ge-
neralsekretariat der Vereinten Nationen,
die Rassendiskriminierung zu themati-
sieren. Der Civil Rights Congress nahm
die Verabschiedung der Völkermordkon-
vention im Dezember 1948 zum Anlass,
eine umfangreiche Petition auszuarbei-
ten, die den Nachweis führte, dass der
rassistischer Terror in den USA entspre-
chend der Konvention als Genozid zu
werten sei. Und da Regierung und Justiz-
system es verabsäumten, die schwarze
Bevölkerung davor zu schützen, erfüllten
sie den Tatbestand der Beihilfe. Die Ver-
fasser betitelten ihre Petition We charge
Genocide („Wir erheben Anklage wegen
Genozids“).22 Der Sänger Paul Robeson,
der zwei Jahre zuvor bei einem Konzert
in Peekskill, nördlich von New York,
beinahe selbst einem rassistischen Über-
fall zu Opfer gefallen wäre, überreichte
am 17. Dezember 1951 die 237 Seiten

umfassende Petition einem Repräsentan-
ten der Vereinten Nationen in New York,
gleichzeitig verteilte eine Delegation des
Civil Rights Congress in Paris einige im
Flugzeug mitgebrachten Exemplare der
Petition unter UNO-Delegierten, nach-
dem die der amerikanischen Post anver-
trauten Exemplare auf wundersame Wei-
se verloren gegangen waren.

Die Petition war innerhalb der amerika-
nischen Bürgerrechtsbewegung nicht un-
umstritten. Sie stellte den Versuch dar, die
UNO-Konvention für den Kampf gegen
rassistische Diskriminierung und die Tole-
rierung des Ku-Klux-Klan-Terrors durch
die US-Behörden nutzbar zu machen.

Eines des „Schlachtfelder“ des Kalten
Krieges war die die Behauptung, im Ge-
gensatz zu den „totalitären“ Diktaturen
in der UdSSR und den Volksdemokra -
tien herrsche im kapitalistischen Westen
„Demokratie“. Die Petition des Civil
Rights Congress lieferte nunmehr den
unwiderlegbaren Beweis, dass für die
AfroamerikanerInnen (die „amerikani-
schen Neger“, wie sie in der Sprache der
Zeit genannt wurden) demokratische
Selbstverständlichkeiten wie die formale
Gleichheit vor dem Gesetz nicht galten,
ja sogar ihr Recht auf Leben ungestraft
in Frage gestellt werden konnte. Es war
daher nahe liegend, dass die Petition ge-
rade dort, wo die ideologischen Ge-
gensätze zwischen „Ost“ und „West“
aufgrund des Wegfalls der sprachlichen
Hürde besonders heftig ausgetragen wur-
den, nämlich in Deutschland,23 für die

Katalog der von den nationalsozialis -
tischen Besatzern angewandten Folter -
methoden auflistete, wurde all das mit
„Genozid“ zusammengefasst. Als nach
Abschluss des Prozesses die Anklage-
schrift, das Urteil, das Hauptverhand-
lungsprotokoll und eine Auswahl der
dem Internationalen Militärtribunal vor-
gelegten Dokumente in der 42-bändigen
„blauen Serie“12 in Englisch, Franzö-
sisch und Deutsch veröffentlicht werden
sollten, stellte sich dem Übersetzungs-
büro die Frage, wie der Begriff genoci-
de/génocide im Deutschen wiedergeben
werden sollte. Die russische Version der
Anklageschrift operierte gleich mit zwei
Begriffen – истребление народов
(„Völkervernichtung“) und массовое
истребление людей („Massen-Men-
schenvernichtung“); der zweite enthielt
das auch im polnischen Original enthal-
tene Wort люд/lud („Menschen-“).13

Die deutschen ÜbersetzerInnen zogen
zunächst den Terminus „Massenmord“
vor. Die Zusammenfassung der Methoden
zur Ermordung und Misshandlung der
 Zivilbevölkerung besetzter Gebiete laute-
te in der Anklageschrift, die Angeklagten
hätten ...deliberate and systematic genoci-
de, viz., the extermination of racial and
national groups... begangen14 – in deut-
scher Übersetzung: „...vorsätz lichen und
systematischen Massenmord, d.h. sie rot-
teten Gruppen einer bestimmten Rasse
oder Nationalität [...] aus“.15 Bereits im
zweiten Band der „blauen Serie“ entschie-
den sich die deutschen ÜbersetzerInnen
jedoch für das bis dahin im Deutschen
nicht bekannte Wort „Völkermord“ – und
zwar in der Erläuterung des oben zitierten
Anklagepunkts durch den Hilfsankläger
für die Sowjetunion, Oberstleutnant J. A.
Ozol. Möglicherweise deshalb, weil er die
oben genannten russischen Wortkombina-
tionen und nicht den neuen griechisch-
 lateinische Terminus verwendete. Dies-
mal wurde derselbe Sachverhalt übersetzt
mit: „Sie verübten vorsätzlichen und
 systematischen Völkermord, d.h. die Aus-
rottung von Gruppen einer bestimmten
Rasse oder Nationalität unter der Zivil -
bevölkerung gewisser besetzter Gebiete,
um bestimmte Rassen, Volksklassen und
nationale, rassische oder religiöse Grup-
pen, insbesondere Juden, Polen, Zigeuner
usw. zu vernichten.“16

Der in der Anklage (aber nicht mehr im
Urteil) genannte Punkt „Genozid“ blieb
während der Verhandlungen des Interna-
tionalen Militärtribunals monatelang un-
genannt. Erst am 27. Juli 1946 kam der
britischer Chefankläger Hartley Shaw -
cross darauf zurück. Lord Shawcross

We Charge Genocide. The Crime of
 Government Against the Negro People.
New York 1951
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kratischenSenatorsWilliamProxmireausWis-

consinverbundenwar.Proxmirehatte1969ge-

schworen, täglich dasWort zu ergreifen, um

vomSenateineImplementierungderKonven-

tioninamerikanischesRechtzuverlangen.In

19Jahrenhielter3.211Reden.Späterschlos-

sensichvorallemjüdischeOrganisationender

Forderung nachRatifikation der Völkermord-

konventionan.DieUnterzeichnungdes„Proxmi-

reGesetzes“durchRonaldReaganinGegen-

wartvonVertreterInnenderjüdischenGemeinde

von Chicago war Teil der Politik Reagans

gegenüber „rassischen“ Minderheiten in den

USA.Sohatteersicham10.August1988öffent-

lichfürdieMasseninternierungamerikanischer

StaatsbürgerInnen japanischer Abstammung

während des ZweitenWeltkriegs entschuldigt

undeinEntschädigungsgesetzunterzeichnet.

5/DieeinzigeneuropäischenSignatarstaatenne-

benFrankreichwarenJugoslawienundNorwegen.

6/NahezuwortgleicheEinwändedeponierten

anlässlichihresjeweiligenBeitrittsPolen,Bul-

garienundRumänien (jeweils1950),Ungarn

(1952),Albanien(1955)unddieDDR(1973).

7/NurinderGeneralversammlungkönnenRe-

denauchaufRussisch,Chinesisch,Spanisch

undseit1973auchArabischgehaltenwerden.

8/RaphaelLemkin:AxisRuleinOccupiedEuro-

pe:LawsofOccupation–AnalysisofGovern-

ment – Proposals for Redress. Washington,

D.C.1944,S.79–95.DerAbschnitt(ChapterIX)

istganzoderauszugsweiseaufzahlreichenIn-

ternet-Seitennachzulesen,beispielsweiseauf

derWeb-SitederUniversityoftheWestofEng-

landinBristol(http://www.ess.uwe.ac.uk/geno-

cide/Lemkina.html).

„Völkermord“ sah: „Genozid, das (-[e]s,
Plur -e od ..dien [..ĭen]): Völkermord,
völlige od. teilweise Ausrottung von
Menschengruppen nach rassischen, poli-
tischen, religiösen od. anderen Gesichts-
punkten <lat>.“30

Bleibt nachzutragen, dass die Bundes-
republik Deutschland am 9. August 1954
die Genozidkonvention ratifizierte und
den Tatbestand als § 220a in das Strafge-
setzbuch aufnahm.31 Konnte man bei der
Übersetzung der Konvention noch zu
dem damals in der wissenschaftlichen
 Literatur32 gebräuchlichen Begriff Geno-
cidium Zuflucht nehmen, so erforderte
die gleichzeitige Änderung des deutschen
Strafgesetzbuchs einen allgemeinver-
ständlichen Begriff für das nunmehr un-
ter Strafe gestellte Verbrechen – als Be-
zeichnung wurde „Völkermord“ gewählt.

Dass die BRD als Nicht-Mitglied der
Vereinten Nationen der Konvention
beitrat, war unter anderem dem uner-
müdlichen Wirken Rafael Lemkins zu
verdanken, der wenig Skrupel bei der
Wahl seiner Verbündeten hatte. So hatte
er die deutschen Vertriebenenverbände
von der Instrumentalisierbarkeit der
Konvention in ihrem Sinne überzeugt.33

Das Wort Genocidium wurde fallweise
in den Rechtswissenschaften weiter ver-
wendet, allerdings meist in Kombination
mit dem deutschen Begriff „Völker-
mord“. So verfasste Fritz Bauer, der da-
mals als Generalstaatsanwalt von Frank-
furt/Main im ersten Frankfurter Ausch-
witz-Prozess die Anklage vertrat, 1966
für die Neuausgabe des von Alexander
Elster und Rudolf Sieverts begründeten
„Handwörterbuchs der Kriminologie“ ei-
nen umfangreichen Eintrag zum Begriff
„Genocidium (Völkermord)“.34

Anmerkungen:
1/ Resolution 260 (III) A, in: United Nations

(Hg.):OfficialRecordsoftheGeneralAssembly,
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ting.London,NewYork1946,S.188.

4/ObwohlSignatarstaatderGründungsurkun-

de,ratifizierendieVereinigtenStaatendieKon-

ventionerstvierzigJahrespäter,am25. No-

vember1988,nacheinerjahrzehntelangen,er-

bitterten parlamentarischen Auseinanderset-

zung,dievorallemmitdemNamendesdemo-

kommunistische Seite eine willkommene
Argumentationshilfe darstellte. 1953
brachte der Ostberliner Verlag Rütten &
Loening eine deutsche Ausgabe heraus.24

Aus bislang unbekannten Gründen hielt
der DDR-Übersetzer25 an der ursprüng-
lich vom Übersetzungsbüro des Nürnber-
ger Kriegsverbrechertribunals gewählten
Wortwahl von „Massenmord“ für genoci-
de fest, setzte aber im Buchtitel sowie an
zahlreichen Stellen im Text selbst hierfür
den Begriff „Rassenmord“. In einer aus-
führlichen Anmerkung am Ende des Bu-
ches, wird dies erläutert: „Im Verlaufe
des Textes wird Genocide, soweit es als
Sammelbegriff gedacht ist, mit Massen-
mord, soweit es sich um die Verbrechen
an der Negerbevölkerung Amerikas han-
delt, also an die Verbrechen an einer
Minderheitengruppe gleicher rassischer
Herkunft, mit Rassenmord bzw. Rassen-
verbrechen übersetzt.“26

Einer der Gründe, warum der vom
Übersetzungsbüro des Nürnberger
Kriegsverbrechertribunals durchgehend
– mit Ausnahme der Anklageschrift –
verwendete Begriff des „Völkermords“
im Buch nicht vorkam, mag die im da-
maligen Sprachgebrauch der DDR-
 Medien übliche Verwendung von „Völ-
kermord“ sein. Im Neuen Deutschland,
dem Zentralorgan der SED, wurde der
Begriff lange Zeit nur im Sinne von Ge-
metzeln zwischen den Völkern benützt –
im Unterschied zum Brudermord inner-
halb eines Volkes.27 Dementsprechend
wurde das „Völkermorden“ auch ganz
allgemein im Sinne von Kriegsgräueln,
die ja stets das „einfache Volk“ am
schlimmsten treffen, gebraucht.28

Erst im Zusammenhang mit dem Alge-
rienkrieg, in dem die DDR nicht nur für
die Befreiungsbewegung Partei ergriff,
sondern auch deren Terminologie über-
nahm, setzte sich nach und nach auch im
Neuen Deutschland eine andere Verwen-
dung des Begriffs durch – im Sinne des
systematischen Entzugs der Existenz-
grundlagen der unterworfenen Bevölke-
rung bis hin zu Massentötungen.29

Allerdings ist festzuhalten, dass bereits
ein Jahr nach dem Erscheinen von „Ras-
senmord!“ die Redaktion des im Volks -
eigenen Betrieb Bibliographisches Insti-
tut Leipzig in hoher Auflage erscheinen-
den Fremdwörterbuchs keinerlei termi-
nologischen Probleme mit einer präzi-
sen, an der UNO-Konvention orientier-
ten Eingrenzung des – übrigens anstelle
der latinisierten Form Genocidium oder
des englischen Genocide nach deutscher
 Orthographie geschriebenen – Begriffs
„Genozid“ und seiner Wiedergabe mit

Rassenmord! Wir klagen an! Petition an
die Vereinten Nationen zum Schutze der
Negerbevölkerung in den Vereinigten
Staaten von Amerika. Kongreß für Bür-
gerliche Rechte. Berlin 1953.



KolonienundMandatsgebieteerstreckte,nicht

restriktivgenugwar;dasVereinigteKönigreich

tratderKonventionerst1970bei.

21/DasszweiJahrespäterderselbenRegie-

rung der UdSSR, die während des Zweiten

WeltkriegesselbstdieDeportationganzerVöl-

ker verfügt hatte, um Kollaboration mit dem

Kriegsgegner zu bestrafen (Krimtataren,

Tschetschenen)oder–aufVerdachthin–zu

unterbinden(Wolgadeutsche),dieKonvention

hinsichtlichderKoloniennichtweitgenugging,

war wohl weniger Resultat eines politischen

LernprozessesindersowjetischenFührungals

diplomatischesTaktieren.

22/ImFolgendenwirdausdemimkommunis-

tischenVerlagInternationalPublishers heraus-

gebrachten Nachdruck zitiert: We Charge

Genocide. The historic petition to theUnited

NationsforrelieffromacrimeoftheUnitedSta-

tesGovernmentagainsttheNegropeople.New

York1970.

23/DieGründungderBRDundderDDR im

Jahre1949wurdeindenfrühen1950erJahren

aufbeidenSeitennochalseinevorübergehen-

deMaßnahmegesehen,beideStaatenerhoben

den(gesamtstaatlichen)Anspruch,dasdemo-

kratischeDeutschlandzurepräsentieren.

24/Rassenmord!Wirklagenan!Petitionandie

VereintenNationen zumSchutze derNeger-

bevölkerung in den Vereinigten Staaten von

Amerika.KongreßfürBürgerlicheRechte.New

York1951,Berlin1953.

25/ImBuchwirdein„Dr.Stürmer“genannt,des-

senTextabernurdie„Grundlage“fürdiePubli-

kationlieferte.DassindenTextauchpolitisch

eingegriffenwurde,machenmehrerekleineAus-

lassungenundAbweichungenimVergleichzum

englischenOriginaldeutlich.Dasbetrafsowohl

HinweiseimOriginalaufVorgänge,diefürdas

VerständnisdesTextesirrelevantwaren,aber

eineumfangreicheErläuterungerforderthätten

oderpolitischnichterwünschtwaren(wieetwa

einHinweisaufdenungarischenKardinalJózsef

Mindszenty,WeChargeGenocide,S. 51),als

auchBegriffe,dieimDeutschennochnichtein-

geführtwaren,wiez.B.holocaust (Ebd.,S.XV),

den der Übersetzermit „Gemetzel“ (Rassen-

mord!Wieklagenan,S.19)wiedergibt.

26/Rassenmord!Wieklagenan,S.296.

27/Beispieledafürsindzu findenvoneinem

Aufrufandie„jungenFriedenskämpferDeutsch-

lands“anlässlichderDrittenWeltfestspieleder

Jugend und Studenten in Berlin (Neues

Deutschland, 12.8.1951) bis in die frühen

1960erJahrehinein,wennbeispielsweisevor

der„HineinmanövrierungDeutschlandsineinen

künftigen Völkermord“ gewarnt wird (Neues

Deutschland,3.9.1961).

28/ „So bereiten die USA-Mörder ein neues

Völkermordenvor“überamerikanischePläne,

Kriegekünftig„mitSöldnernfremderNationen

zuführen“(NeuesDeutschland,25.5.1951).

29/„[FrankreichsRegierung]desVölkermordes

angeklagt.NationaleBefreiungsfrontAlgeriens

fordert UNO zum Eingreifen auf“ (Neues

Deutschland, 23.1.1957). Ähnlich auch die

BerichterstattungüberdieVerfolgungderkurdi-

schenBevölkerungimIrak:„VölkermordanKur-

den soll vor UNO“ (Neues Deutschland,

4.7.1963).

30/Fremdwörterbuch.Leipzig1954,S.213.

31/BundesgesetzblattTeilII,1954,Nr.15vom

12.8.1954.DieDeutscheDemokratischeRepu-

bliktratdErKonventionam27. März1973,einige

MonatevorihrerAufnahmeindieUNO,bei.

32/ Siehe beispielsweise: Hans-Heinrich

Jescheck:DieinternationaleGenocidium-Kon-

ventionvom9.Dezember1948unddieLehre

vom Völkerstrafrecht, in: Zeitschrift für die

gesamte Strafrechtswissenschaft (ZStW),

66. Jg.(1954),S.193–217.

33/DiesenHinweisverdankeichRainerHuhle

vomNürnbergerMenschenrechtszentrum.Sie-

he auch: Rainer Huhle: Von Nürnberg nach

Frankfurt,in:Einsicht10.BulletindesFritzBau-

erInstituts,Herbst2013,S.14–41,hierS.40.

34/RudolfSieverts/AlexanderElster/Heinrich

Lingemann(Hg.):HandwörterbuchderKrimino-

logie,Bd.1(Aberglaube–Kriminalbiologie).Ber-

lin1966,S.268–274.Wiederveröffentlicht in:

JoachimPerels/IrmtrudWojak(Hg.):FritzBau-

er:DieHumanitätderRechtsordnung.Ausge-

wählteSchriften.Frankfurt/M. 1998 (Wissen-

schaftliche Reihe des Fritz Bauer-Instituts,

Bd. 5),S. 61–75.
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9/InWortzusammensetzungenfälltdieVorsilbe

za- weg. Lemkin bildete den Terminus

ludobójstwo nachdemMustervonsamobójstwo

(„Selbstmord“), bratobójstwo („Brudermord“),

dziecibójstwo („Kindesmord“).

10/ProcesludobójcyAmonaLeopoldaGoetha

przed Najwyższym Trybunałem Narodowym

[DerProzessgegendenVölkermörderAmon

LeopoldGöthvordemOberstenVolkstribunal].

Kraków,Łódź,Warszawa1947.

11/Siehe:WitoldKulesza:DerBeitragderpol-

nischen Nachkriegsjustiz zum europäischen

RechtskulturerbeamBeispielzweierProzesse

wegenderMassenmorde imWarthegau(Po-

sen, Kulmhof), in: Claudia Kuretsidis-

Haider/WinfriedR.Garscha:Gerechtigkeitnach

DiktaturundKrieg.TransitionalJustice1945bis

heute:Strafverfahrenund ihreQuellen.Graz

2010,S.115–129,hierS.125.

12/DerProzeßgegendieHauptkriegsverbre-

chervordemInternationalenMilitärgerichtshof

Nürnberg. 14. November 1945 – 1. Oktober

1946.Nürnberg1947-1949.–Publikationder

ersten 22 Bände im Internet: Englisch:

http://avalon.law.yale.edu/subject_menus/imt.a

sp#proc; deutsch: http://www.zeno.org/nid/

20002754371.

13/http://www.fullhistoria.ru/istorias-833-1.html

14/Französisch:„...génocidedélibéréetsysté-

matique,c'est-à-direàl’exterminationdegrou-

pes raciaux et nationaux...“. Russisch: „…

умышленноеисистематическоеистребле-

ниенародов,т.е.массовоеистреблениелю-

дей,принадлежащихкопределеннымрасам

инациональнымгруппам…“.

15/ Der Prozeß gegen die Hauptkriegs-

verbrecher,Bd.I,S.47.

16/Ebd.,Bd.II,S.74.–DenHinweis,dassder

Begriff„Völkermord“–entgegendervonmirur-

sprünglichvertretenenAuffassung–auchinder

deutschenAusgabeder„blauenSerie“mehr-

fachgenanntwird,verdankeichWolfgangForm

(Marburg) als Reaktion auf meinen Aufsatz

„Massenmord –Völkermord – ‚Rassenmord‘.

DieNormalitätvonStaatsverbrechenunddie

BesonderheitderSchoah“in:ClaudiaKuretsi-

dis-Haider/Manfred Mugrauer (Hg.): Ge-

schichtsschreibungalsherrschaftskritischeAuf-

gabe.BeiträgezurArbeiterInnenbewegung,Ju-

stizgeschichteundösterreichischenGeschichte

im20.Jahrhundert.FestschriftfürHansHaut-

mann zum 70. Geburtstag. Innsbruck,Wien,

Bozen2013,S.153–167,hierS.161.

17/ Der Prozeß gegen die Hauptkriegsver-

brecher,Bd.XIX,S.556f.

18/Ebd.,Bd.XX,S.21.

19/Ebd.,Bd.XXII,S.367.

20/ZweiJahrespäterweigertesichGroßbritan-

nien,dieGenozid-Konventionzuunterzeichnen,

weilderRegierungdesBritishEmpireoffensicht-

lichsogardievonderUdSSRunddenVolksde-

mokratienkritisierteEinschränkung,wonachdie

BestrafbarkeitdesVölkermordssichnichtauf

Karl Steinhardt:
Lebenserinnerungen

eines Wiener Arbeiters

herausgegeben und eingeleitet

von Manfred Mugrauer

Wien: Alfred Klahr Gesellschaft 2013
(Biografische Texte zur Geschichte
der österreichischen Arbeiterbewe-
gung, Bd. 7), 320 Seiten, mit 39 Ab-
bildungen und Fotos, 15,– Euro

Bestellmöglichkeit:
klahr.gesellschaft@aon.at
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Das Symposium 
„Vorkrieg 1913“

Das schon zur Tradition gewordene
gemeinsame Symposium der Alfred

Klahr Gesellschaft mit dem Bildungsver-
ein der KPÖ Steiermark fand heuer am
16. November im KPÖ-Bildungszentrum
im Volkshaus Graz statt. Im Mittelpunkt
standen die Südosteuropa-Strategien des
österreichischen Finanzkapitals und des-
sen Kontinuitätslinien bei der ökonomi-
schen Expansion und beim Kapitalexport
in den Balkanraum einst und jetzt. Der
erste, historische Teil der Veranstaltung
widmete sich der Zeit unmittelbar vor
der Entfesselung des Ersten Weltkriegs,
der zweite, aktuelle Teil den Gegeben-
heiten, die durch den Zusammenbruch
des Realsozialismus in Österreichs
Nachbarstaaten und dem Zerfall Jugos -
lawiens für das österreichische und EU-
Finanzkapital entstanden.

Nach der Eröffnung durch die Landes-
vorsitzende der KPÖ Steiermark, Land-
tagsabgeordnete Claudia Klimt-Weitha-
ler, und den Präsidenten der Alfred Klahr
Gesellschaft, Dr. Walther Leeb, hielt
Hans Hautmann sein einleitendes Refe-
rat über die Wiener Großbanken und ihre
Rolle bei der Verfolgung der imperiali-
stischen Strategie Österreich-Ungarns.
Er präsentierte darin eine Reihe neuer,
unbekannter Fakten, vor allem zu ihren
industriellen Machtbereichen, zu ihren
Verbindungen mit dem ausländischen
Finanzkapital, zu ihrer „innerimperialis -
tischen“ Funktion in Böhmen, Mähren
und Galizien sowie zu ihrem wirtschaft-
lichen Eindringen in die Balkanländer
am Beispiel Bulgariens. Hautmanns Vor-
trag ist in erweiterter Form in dieser
Ausgabe der „Mitteilungen“ abgedruckt.

Christian Promitzer von der Universität
Graz schilderte in seinem Referat das
Verhältnis Österreich-Ungarns zu den
südslawischen Völkern innerhalb und
außerhalb der Habsburgermonarchie, wo-
bei er den zeitlichen Bogen von 1878 bis
1914 schlug. Ihm folgte Andrea Komlosy
(Universität Wien), die an Hand der
 Lebensverhältnisse der sozialen Unter-
schichten, der Abschiebungspraktiken
bei Landstreichern und Bettlern und der
Teuerungskrawalle des September 1911
in Wien die drastische Kluft zwischen
Besitzenden und Besitzlosen aufzeigte,
die im Habsburgerreich herrschte.

Moderiert von Christian Promitzer er-
griffen in der Podiumsdiskussion nach
der Pause Gerald Oberansmayr (Solidar-
Werkstatt, Linz), Hannes Hofbauer (Pro-

men, denen er sich zeit seines Lebens
verpflichtet fühlte. Zu einem kurzzeitigen
wie zweifelhaften Wiederaufleben des
öffentlichen Interesses an seiner Person
ist es allerdings zu Ende der 2000er Jahre
auch hierzulande gekommen, als die Re-
zeption englischsprachiger Forschungs -
arbeiten zu Tätigkeiten des sowjetischen
Auslandsgeheimdienstes während des
Zweiten Weltkriegs auch die deutschspra-
chige Wissenschaftspublizistik erreichte.
Fortan war Engelbert Broda, aus humanis -
tischer Verpflichtung zu einem der we-
sentlichen Zuträger der Sowjetunion aus
den Laboren der britischen Atomfor-
schung geworden, für das bürgerliche
Feuilleton schlicht und in kaum verhohle-
ner pejorativer Absicht der „Atom-
 Spion“ und „Mann Moskaus in England“.

Abseits dieser zwischen antikommunis -
tischer Hysterie und billiger Spionage -
romantik oszillierenden Diskussionslinie
um die Zusammenarbeit Brodas mit so-
wjetischen Nachrichtendiensten gibt es
jedoch in seiner Vita mannigfaltige An-
haltspunkte, die eine vertiefende Ausein-
andersetzung lohnend erscheinen lassen:
sowohl in wissenschaftshistorischer wie
gesellschaftspolitischer Hinsicht. Im
Zeitalter des schier unaufhaltsamen Sie-
geszugs der „schnellen“ Informationsver-
mittlung – allerdings nicht allzu selten im
Charakter unsystematischer und selekti-
ver Informationsüberhäufung stehend –
stellt nun eine neue Homepage zur Per-
son Brodas eine geradezu vorbildliche
Gegenposition dar. Gestaltet wurde die
Seite anlässlich Brodas 30. Todestag von
seinem 1939 geborenen (einzigen) Sohn
Paul in Zusammenarbeit mit der Öster-
reichischen Zentralbibliothek für Physik,
die auch den wissenschaftlichen wie
persön lichen Nachlass verwahrt. 

Die Intention der Seite liegt nun nicht
in der Erschaffung einer „digitalen“ Bio-
grafie Brodas, sondern in erster Linie in
der möglichst umfassenden Zusammen-
tragung der ihn betreffenden Quellen.
Diese werden nur ausschnitssweise im
Original präsentiert (so etwa die Korre-
spondenzen zwischen Broda und dem
Chemiker Philipp Gross); in der überwie-
genden Anzahl der Fälle geht es den Ge-
staltern um eine Kurzcharakteristik (in
der Art etwa eines Kurzregestes) samt
dem Verbleibsnachweis. Eine große Hilfe -
stellung für die deutschsprachige For-
schung, der nun erstmals alle relevanten
Quellen aus den Beständen des britischen
Staatsarchives (National Archives) im
Überblick präsentiert werden. Im Gegen-
zug muss sich die angloamerikanische
Fachkollegenschaft noch gedulden: eine

media-Verlag, Wien) und Michael G.
Kraft (Lektor an der Universität Linz) das
Wort. Oberansmayr führte mit Schau -
tafeln, Graphiken und Zahlenangaben in
eindringlicher Weise vor, wie seit dem
Beitritt Österreichs zur Europäischen
Union 1995 dessen Kapitalexport nach
Mittel-, Ost- und Südosteuropa durch
 Direktinvestitionen österreichischer Un-
ternehmen und Banken exorbitant an-
stieg. Zum Verhältnis zwischen Öster-
reich und der BRD legte er dar, dass die
deutschen Machteliten den kleineren,
aber als „Tor in den Osten“ altbewährten,
wieder erstarkten und hier auf vielen Ge-
bieten durchaus eigenständig agierenden
österreichischen Imperialismus zur
Durchsetzung ihrer Kerneuropastrategie
brauchen. Hofbauer, ein durch viele ein-
schlägige Publikationen ausgewiesener
Kenner der Materie, ging auf die schon in
früheren Jahrhunderten sichtbare Des -
integrationspolitik Österreichs auf dem
Balkan ein und verdeutlichte sie am Bei-
spiel der von Wien 1991 massiv geför-
derten Sezessionsbestrebungen in Jugos-
lawien. Das traurige Ergebnis heute sei
dessen Zerfall in nicht weniger als acht
Staatsgebilde, darunter zwei mit dem Sta-
tus von EU- und NATO-Protektoraten,
sowie fünf eigenen Währungsräumen.
Kraft schließlich beschrieb die aktuellen
sozialen Kämpfe in den jugoslawischen
Nachfolgestaaten und die Versuche der
Arbeiterbewegung, sich autonom und
 basisdemokratisch zu organisieren.

Das sechsstündige Symposium, das
gegen 21 Uhr endete, war sowohl vor
wie nach der Pause überaus gut besucht,
löste eine lebhafte Diskussion aus und
wies die Richtung, in der es im kommen-
den Jahr Fortsetzung finden wird: beim
Thema des Ersten Weltkrieges und der
Behandlung gerade solcher Aspekte, die
man im Rahmen der anderen zahlreich
zu erwartenden Gedenkveranstaltungen
regelmäßig unter den Tisch fallen lässt.

claudia Kuretsidis-Haider

Neue Homepage zum

 Leben von Engelbert Broda

Außerhalb einer doch engeren (na-
tur)wissenschaftlichen „Communi-

ty“, so darf gemutmaßt werden, hat der
große österreichische Physiker, Chemi-
ker, Friedensaktivist und Kommunist
 Engelbert Broda (1910–1983) in den
Jahrzehnten nach seinem Tod keinen all-
zu großen Bekanntsgrad mehr genossen –
ältere Generationen und jene progressi-
ven politischen Kräfte wohl ausgenom-
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Beschreibung der Materialien aus öster-
reichischen Beständen ist mit Ausnahme
des aufgearbeiteten Nachlasses Brodas
noch in Bearbeitung – und wohl dem
Umstand geschuldet, dass Brodas Sohn
Paul, emeritierter Professor für ange-
wandte Molekularbiologie an der Univer-
sität Manchester, in England beheimatet
ist. Dies macht sich auch in der Naviga -
tion bemerkbar, die nur in Englisch ge-
halten ist; eine durchgängige Zweispra-
chigkeit wäre wünschenswert und würde
auch dem internationalen Charakter die-
ses Projekts keinen Abbruch tun.

Abschließend bleibt damit tatsächlich
zu hoffen, wie dies der österreichische
Wissenschaftsjournalist Klaus Taschwer
in der Tageszeitung Der Standard anläss -
lich seiner Vorstellung der Homepage
formuliert, dass „diese digitale Doku-
mentation Anstoß für die weitere wissen-
schaftshistorische Erforschung von
 Leben und Werk Engelbert Brodas gibt“. 

martin Krenn

http://www.univie.ac.at/zbph/broda

Arbeitskreis zur Erforschung der national-
sozialistischen „Euthanasie“ und
Zwangssterilisation (Hg.): NS-Euthanasie
in der „Ostmark“. Fachtagung vom 17.
bis 19. April 2009 im Lern- und Gedenkort
Schloss Hartheim, Alkoven 2012 (Berichte
des Arbeitskreises, Bd. 8), 298 S., 19,60–

Die Beiträge des vorliegenden Bandes
fassen den aktuellen Forschungsstand

zum Thema NS-“Euthanasie“ in der „Ost-
mark“ prägnant zusammen und weisen auf
Anknüpfungspunkte über den unmittel -
baren Diskussionsgegenstand hinaus hin.
Die drei einleitenden Artikel von Brigitte
Kepplinger, Herwig Czech und Florian
Schwanninger behandeln den im Titel ge-
nannten Schwerpunkt im engeren Sinn.

Kepplinger erläutert die konkreten Um-
stände der NS-Tötungsaktionen im Rah-
men der „Aktion T4“, also der Ermordung
zehntausender Menschen mit physischen
oder psychischen Beeinträchtigungen
zwischen Mai 1940 und August 1941.
Ausgehend von den gesellschaftspoliti-
schen Vorstellungen der Nazis beschreibt
die Autorin die politischen Entscheidun-
gen, die zu der Tötungsaktion geführt ha-
ben, sowie den organisatorischen Ablauf
der Morde. Einleitend weist die Autorin
auf die internationale Eugenik-Diskussion
Anfang des 20. Jahrhunderts hin, die dazu
führte, dass in der ersten Phase „die Maß-
nahmen des NS-Staates“, etwa Sterilisa -
tionskampagnen, „z.B. In den USA,
Großbritannien, Schweden und Norwe-

gen positiv kommentiert“ wurden. Und
auch bei der Euthanasie „konnte der
National sozialismus auf die Ergebnisse
einer sich seit dem Ersten Weltkrieg in-
tensivierenden gesellschaftspolitischen
Debatte zurückgreifen“, so die Autorin.
Dieser ideengeschichtliche Hintergrund
der NS-Tötungsaktionen gegen Kranke
und körperlich bzw. geistig Beeinträch-
tigte  ist nicht zuletzt in Hinblick auf ak-
tuelle politische Diskussionen über Ster-
behilfe von Bedeutung.

Die konkrete Planung und Umsetzung
der Euthanasie- und PatientInnen-Morde
wiederum fand unter Beteiligung einer
großen Anzahl an „Experten“ aus Medi-
zin und Universitäten statt. Kepplinger
schildert detailliert den bürokratischen
und organisatorischen Aufwand, der in
die Erstellung von PatientInnen-Listen,
Transporte und schließlich in die Ermor-
dung der PatientInnen gesteckt wurde.
Nicht nur die staatlichen Krankenanstal-
ten, sondern auch private und konfessio-
nelle Einrichtungen wurden von der
„Aktion T4“ erfasst. „Gutachter“ erstell-
ten vor Ort Listen von PatientInnen, die
in die Tötungsanstalt im oberösterreichi-
schen Hartheim abtransportiert wurden.

Der Grund für das abrupte Ende der
„Aktion T4“ durch einen Befehl Hitlers
Ende August 1941 ist bis heute nicht
ganz klar. HistorikerInnen machen, so
Kepplinger, „ein komplexes Ursachen-
geflecht“ für den Befehl verantwortlich.
Dabei hatte allerdings die Tatsache „be-
sonderes Gewicht“, dass es in der Bevöl-
kerung zunehmend Unmutsäußerungen
gegen die Tötungen gab. Vor allem
Gerüchte, dass auch verwundete Solda-
ten getötet wurden, führten sogar zu De-
monstrationen vor der Anstalt „Am
Steinhof“ in Wien. 

Das Töten in den Anstalten ging frei-
lich auch nach dem offiziellen Ende der
„Aktion“ weiter. An diesem Punkt
schließt der Beitrag von Herwig Czech
über „dezentrale Krankenmorde in Öster-
reich während der NS-Zeit“ an. Die
„Kindereuthanasie“ ging auch nach dem
August 1941 weiter und  in psychiatri-
schen Anstalten kam es zu einem „Mas-
sensterben, das auf eine Kombination
von Vernachlässigung, Hunger und Kälte
bzw. oft auch auf direkte Morde zurück-
zuführen ist.“ Wie der Autor bemerkt,
gehört dieses Kapitel zu den „am wenig-
sten erforschten Bereichen“ der NS-Zeit.
Während das Wissen über die „Aktion
T4“ mittlerweile durch Einzelstudien re-
lativ umfassend ist, handeln die meisten
Arbeiten die Zeit danach als „bloße Fuß-
note“ ab. Erst während der vergangenen

Jahre haben sich einige ForscherInnen an
den Gegenstand herangewagt. Czech gibt
einen knappen Überblick über das bisher
Bekannte und weist auch auf die erinne-
rungspolitischen Konsequenzen der
 Desiderata hin. Bis heute ist die tausend-
fache Ermordung von PatientInnen im
öffentlichen Bewusstsein kaum vorhan-
den. Und auch in den Einrichtungen, die
sich mit ihrer eigenen Geschichte befas-
sen, beschränke sich dies zumeist auf
Hinweise oder Ausstellungen zur „Ak -
tion T4“. Die „dezentralen“ Morde hin-
gegen, für die die in den jeweiligen Insti-
tutionen tätigen Personen direkt verant-
wortlich waren, werden zumeist in den
Hintergrund gedrängt.

Im dritten Hauptbeitrag beschäftigt
sich Florian Schwanninger mit Schloss
Hartheim und der „Sonderbehandlung 14
f 13“. Das Kürzel stand im Schriftver-
kehr der KZ-Verwaltung für die „Ermor-
dung der Häftlinge in einer T4-Gaskam-
mer“. Hier vermischten sich also zwei
Bereiche der NS-Mordmaschinerie.
Ärztliche „Gutachter“ wählten in Kon-
zentrationslagern Häftlinge aus, welche
in den „T4“-Gaskammern von Bernburg,
Prina-Sonnenstein oder eben im ober -
österreichischen Hartheim ermordet wer-
den sollten. Auch für diesen Bereich
konstatiert Schwanninger weiteren For-
schungsbedarf. Die Frage etwa „nach
welchen Kriterien […] vorwiegend
 selektiert wurde, konnte bislang noch
nicht zufriedenstellend geklärt werden.“

An den Überblick über Euthanasie und
Krankenmorde in Österreich während
der NS-Zeit schließen sich Beiträge, die
weitere Aspekte des Themas aufgreifen
und über dieses hinausführen. Die Band-
breite der Artikel reicht von der Unter -
suchung der Morde an ausländischen
 ZivilarbeiterInnen im „Gau Oberdonau“
über die Gestaltung der Gedenkstätte
Hartheim, die Geschichte der Kranken-
morde in anderen Regionen bis hin zu
aktuellen Fragen der „Wiedergut -
machung“. Im abschließenden Artikel
des Bandes spannt Klaus Dörner mit ei-
nigen allgemeineren Überlegungen zum
neuzeitlichen Phänomen der „Trennung
der Starken und Schwachen, der Leis -
tungshochwertigen und der Minderwerti-
gen, der Anpassungsfähigen und Stören-
den...“ den  Bogen hin zu aktuellen De-
batten. Der Beitrag macht noch einmal
deutlich, dass bei allen Auseinanderset-
zungen um „Sterbehilfe“ die Geschichte
der Euthanasie und der Debatten um die
„Nützlichkeit“ von Schwachen und
Kranken einbezogen werden muss.

simon loidl
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Lob des Kommunismus. Alte und neue
Weckrufe für eine Gesellschaft der Freien
und Gleichen, hg. von Wolfgang Beutin,
Hermann Klenner und Eckart Spoo. Han-
nover: Verlag Ossietzky 2013, 200 S., 20,-

Vor seiner Flucht aus Deutschland hat
Bertolt Brecht mit dem Gedicht Lob

des Kommunismus ohne Wenn und Aber
Partei ergriffen (1931): „Er ist vernünftig,
jeder versteht ihn. Er ist leicht. / Du bist
doch kein Ausbeuter, du kannst ihn be-
greifen. / Er ist gut für dich, erkundige
dich nach ihm. / Die Dummköpfe nennen
ihn dumm, und die Schmutzigen nennen
ihn schmutzig. / Er ist gegen den
Schmutz und gegen die Dummheit. / Die
Ausbeuter nennen ihn ein Verbrechen. /
Wir aber wissen: / Er ist das Ende der
Verbrechen. / Er ist keine Tollheit, son-
dern / Das Ende der Tollheit. / Er ist nicht
das Rätsel / Sondern die Lösung. / Er ist
das Einfache / Das schwer zu machen
ist.“1 Brecht gibt eines jener Zeugnisse
der Vernunft, die in diesem Buch „unter
trotziger Verwendung von Symbolen, die
in einigen EU-Ländern verboten wurden
oder werden sollten“ (S. 4) mit Zeichnun-
gen illustriert gesammelt sind. Es vereint
markante Aussagen von Menschen, die
nicht unbedingt Kommunisten waren oder
sind, aber jedenfalls „Gegner von Aus-
beutungs-, Unterdrückungs- und Verdum-
mungsverhältnissen in der Gesellschaft
ihrer Zeit“ (Vorwort Hermann Klenner, S.
6f.). Platon („Gemeinwesen, in dem
Reichtum und Armut fremd sind“, S. 7),
Marcus Tullius Cicero („es gibt keine häs-
slichere Erscheinungsform eines Staates
als jene, in der die Reichsten für die Be-
sten gehalten werden“, S. 8) und Paulus
(„Einer trage des Andern Last, so werdet
Ihr das Gesetz Christi erfüllen“, S. 9) ste-
hen am Beginn der ausgewählten Zitate.
Fundamentale Sätze von Karl Marx, Frie-
drich Engels, Rosa Luxemburg, Wilhelm
Liebknecht, Wladimir Iljitsch Lenin, An-
tonio Gramsci oder Fidel Castro werden
als bleibendes Erbe des humanis tischen
Denkens aus ihrer Isolation geholt. Das
gilt ebenso für den Weltweisen  Albert
Einstein („Die Verkrüppelung des einzel-
nen Menschen betrachte ich als das
schlimmste Übel des Kapitalismus“,
S. 168) wie für den Regisseur und vor -
maligen Präsidenten der Akademie der
Künste der DDR Manfred Wekwerth
(„Manche Kommunisten haben den Glau-
ben an einen kommunistischen Um-
schwung aufgegeben. Das Kapital nicht.
Es kämpft um seine Eigentumsverhältnis-
se mit einer Intensität, als stünde der Um-
schwung morgen bevor“, S. 190).

wurde, hat über der Zürcher Aufenthalt
von Brecht Erinnerungen geschrieben.5

Auf die Einladung des in Wien residieren-
den intellektuellen Starkommunisten
Ernst Fischer, von dem nicht zuletzt we-
gen seiner Parteiposition in Wien Sinn
und Form vielerlei abgedruckt hat, wurde
aus diesem Anlass verzichtet.6 Unmittel-
bar nach seiner Rückkehr aus Berlin ha-
ben sich vor dem Haus von Farner in
Thalwil schweizerische Antikommuni-
sten zusammen gerottet und im Zusam-
menhang mit den Ereignissen in Ungarn in
Sprechchören seinen Tod durch Hängen
gefordert. Das Ehepaar Farner musste mit
seinen beiden Kindern wegen der anhal-
tenden Pogromstimmung vorübergehend
aus seinem Haus flüchten. Zu den Hetz -
organen gehörte die Neue Zürcher Zeitung
mit ihren sich vornehm haltenden Lesern
aus dem Zürcher Bürgertum. Die NZZ
 publizierte die genaue Wohnadresse der
Familie Farner in der Morgenausgabe des
13. November 1956 und insistierte am sel-
ben Tag in ihrer Abendausgabe, Farner ha-
be sich „als unverbesserlicher Stalinist und
Moskaujünger zu erkennen“ gegeben.7

Farner hat zu dem einige Jahre intensiv
geführten Dialog zwischen Marxismus
und Christentum einen wesentlichen Bei-
trag geleistet. Ein Ergebnis des Dialogs
ist, dass die Befreiungstheologie den hu-
manistischen Materialismus aufgegriffen
hat. Dennoch oder gerade deshalb hält es
der katholische Theologe Hans Küng, der
mit seinen literarisch-theologischen
Schriften ein Ethos für die Weltbourgeoi-
sie konstruiert, für unnötig, sich mit sei-
nem Landsmann Konrad Farner irgend-
wie näher zu beschäftigen. Als Plattform
der deutschen Bourgeoisieinteressen lässt
die FAZ in ihrem Feuilleton Küng natur-
gemäß applaudieren.8 1969 hat Farner
geschrieben: „Erstmals auch werden in
solch riesigem Maßstab die reichen Völ-
ker reicher und die armen Völker ärmer.
Die soziale Revolution steht auf der Ta-
gesordnung wie noch nie, und wir sind
zeitlich erst am Beginn dieses umfassen-
den Geschehens, das alles in den Schat-
ten stellt, was sich bisher ereignet hat.
[...] wir herrschen und werden beherrscht
in völlig neuem Ausmaß; wir haben
Überflußwelten und Hungerwelten wie
noch nie [...] Die Große Hoffnung ist
wichtiger denn je, und das Wort des Apo-
stels Paulus ist aktueller denn je: >Hoff-
nung läßt nicht zuschanden werden!<.“
Es sind das jene von Lob des Kommunis-
mus (S. 176) zitierten Gedanken von Far-
ner wie sie in diesen Jahren auch die von
einem Kommando des US-Imperialismus
hingemordeten Befreiungstheologen in

Mit Walter von der Vogelweide ist ein
Minnesänger aus Österreich – „ze
Ôsterrîche lernt ich singen unde sagen“2

– aufgenommen (S. 12f.). Selbst für
Kenner der österreichischen Geschichte
ist es nicht abrufbares Wissen, dass jener
die Frage stellte, wer denn den Herrn
vom Knecht unterscheiden könne, wenn
er bloß ihre blanken Knochen findet,
warum also die Menschen, ob Juden,
Heiden oder Christen, nicht schon als
Lebende gleich sind. Marie von Ebner-
Eschenbach („[...] ihr Geringen, ihr seid
die Wichtigen, ohne eure Mitwirkung
kann nichts Großes sich mehr vollziehen
– von euch geht aus, was Fluch oder Se-
gen der Zukunft sein wird“, S. 103), Sig-
mund Freud („[...] wirkt die Umwälzung
in Rußland – trotz aller unerfreulichen
Einzelzüge – doch wie die Botschaft ei-
ner besseren Zukunft“, S. 156) und Er-
win Chargaff („Gleichzeitig wird das
Ende des Marxismus verkündet und so-
gar das Ende der Weltgeschichte. […]
Wie dumm mir das alles erscheint! Sind
wirklich alle Hoffnungen der Mensch-
heit zu Ende gegangen außer der einen,
nämlich viel Geld zu verdienen? In
Wirklichkeit ist meiner Meinung nach
nichts zu Ende. […] Wenn die Blüte
welkt, ist der Baum noch lange nicht
tot“, S. 181) erinnern an verschüttete
Quellen österreichischer Kultur.

Der von den kapitalabhängigen Medien
und ihren intellektuellen Zuarbeitern völ-
lig in die Vergessenheit gedrängte
Schweizer Kommunist Konrad Farner
wird mit einer vierseitigen Passage
(S. 173–177) Die Große Hoffnung zi-
tiert.3 Es wird nicht zufällig sein, dass
dieses Zitat das längste des Buches ist.
Farner stammt aus einer seit Jahrhunder-
ten im Kanton Zürich heimatberechtigten
Familie, aus der Gelehrte, Pfarrherrn und
Politiker gekommen sind. Als Zwanzig -
jähriger (1923) hat er sich als Kommunist
bekannt und hat an dieser Entscheidung
trotz der daraus resultierenden schwieri-
gen materiellen Bedingungen zeit seines
Lebens öffentlich festgehalten. Farner
war im Berlin der DDR durch seine Ver-
öffentlichungen in Sinn und Form als ein
herausragender kommunistischer Intel-
lektueller bekannt und geachtet. Im No-
vember 1956 hat er auf Wunsch von
Helene Weigel im Berliner Ensemble die
Trauerrede Über die Weisheit in unserm
Zeitalter auf Bertolt Brecht gehalten.4

Helene Weigel wird Farner auch von
Zürich her gekannt haben, wo Brecht im
November 1947 eingetroffen war. Max
Frisch, der wie Farner und Friedrich Dür-
renmatt in Sinn und Form veröffentlicht
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seinderPdA<)einunverbesserlicherStalinist

gebliebenundhatsichauchdurchdiegrauenvol-

lenEreignisseinUngarnnichtvonseinerradikal

moskautreuenLinieabbringenlassen.Nochvor

wenigeralsvierzehnTagenerklärteeraufeiner

VersammlungderkantonalzürcherischenPdA:

>Eswirdnichtkapituliert!<Außerdemforderteer

dieSchweizerKommunistenauf,gegenantikom-

munistischeDemonstrantenaktivvorzugehen.

DieThalwilerwollenmiteinemsolchenManne

nichtimgleichenOrtewohnen.AlsSchweizer

sindsiedarüberhinausderAnsicht,Dr.Konrad

FarnersolltenirgendwoinderSchweizGelegen-

heitfinden,seineTätigkeitweiterauszuüben.Es

wirdsichhoffentlichauchkeinPfarrkapitelmehr

finden,dasDr.FarneralsReferentenzuzieht,

wieesdasPfarrkapitelHorgenam26.Septem-

ber1949inGyrenbadzutunbeliebte…

8/ZuletztFAZ,5.10.2013.

9/AntonioSpadaroSJ:DasInterviewmitPapst

Franziskus.Freiburg,Basel,Wien2013,S.63.

Herbert Steiner: Karl Marx in Wien,  
hg. von Alexander Weiss. Wien: edition
tarantel 2013

Das International Advisory Commit-
tee (IAC) des UNESCO-Netzwerks

„Memory of the World“ traf in seiner
Sitzung im Juni 2013 im südkoreani-
schen Gwangju die bemerkenswerte Ent-
scheidung das „Manifest der Kommunis -
tischen Partei“ und den ersten Band von
„Das Kapital“ von Karl Marx auf die
UNESCO-Liste „Gedächtnis der
Menschheit“ zu setzen. Begründet wurde
dieser Entschluss damit, dass „diese bei-
den Publikationen einen großen Einfluss
auf die Entwicklung sozialistischer, kom-
munistischer und anderer revolutionärer
Bewegungen des 19. und 20. Jahrhundert
hatten. Sie wurden in nahezu alle Spra-
chen der Welt übersetzt und ihr enormer
Einfluss wirkt bis heute nach.“ Diese
wohlwollende Anerkennung steht in ei-
nem seltsamen Kontrast zum sonst übli-
chen Umgang der herrschenden Ge-
schichtsschreibung mit Karl Marx und
seiner Lehre. Je nach Standpunkt des
 Autors bzw. der Autorin werden diese
entweder verhunzt dargestellt, zur Mar-
ginalie herabgewürdigt oder gleich totge-
schwiegen. Österreichs Geschichtsbücher
stellen da keine Ausnahme dar.

So hatte sich Karl Marx im Sommer
1848 als Beobachter der Revolution
mehrere Tage in Wien aufgehalten. In
den historischen Lehrbüchern findet sich
dazu – nichts. Dabei hat der Historiker
Herbert Steiner nach mehrjährigen, um-
fangreichen Quellenstudien u.a. diesen
Aufenthalt akribisch erforscht und dazu
1978 das Buch „Karl Marx in Wien –

Die Arbeiterbewegung zwischen Revo-
lution und Restauration 1848“ herausge-
bracht. Leider ist das Buch schon seit
Jahren vergriffen. Deshalb ist es erfreu-
lich, dass seit Sommer 2013 dieser Text,
zwar in gekürzter Fassung, aber ergänzt
um weitere Beiträge wieder zugänglich
ist. Der/die Leser/in hält damit eine le-
senswerte Geschichte der Revolution
von 1848 in Wien in der Hand samt einer
Vorgeschichte und einer Betrachtung ih-
rer Auswirkungen (beides vom Histori-
ker Wolfgang Häusler bearbeitet). Den
größten Teil nehmen jedoch die Arbeiten
Steiners ein. Da wird die Tätigkeit des
Sicherheitsausschusses dargestellt, wel-
cher von revolutionären Studenten und
Arbeitern gebildet wurde und als einzige
Behörde das Vertrauen des „einfachen
Volkes“ hatte. Man erfährt viel über die
soziale Lage und das Elend der Arbeite-
rInnenschaft. Aber auch von deren
Kämpfen gegen Lohnkürzungen und Un-
ternehmerwillkür. Damit erfährt das Bild
der verständnislos der Revolution von
1848 gegenüber stehenden ArbeiterIn-
nen, welches die herrschende Ge-
schichtsschreibung gerne vermittelt, end-
lich eine längst fällige Korrektur. Bemer-
kenswert ist die (kurze) Geschichte des
ersten demokratischen Frauenvereins,
welcher ebenfalls in dieser Zeit gegrün-
det wurde und von den Männern mit Un-
verständnis und Spott aufgenommen
wurde. Der Hauptteil ist aber Karl Marx
in Wien gewidmet. Dieser war am
27. September angekommen und hielt,
auf Einladung von Friedrich Sander, dem
Obmann des Arbeiterbildungsvereins,
zwei Vorträge. Einmal, am 30. August,
sprach er über den Verlauf der Revolu -
tion in Westeuropa. Das andere Mal, am
2. September, waren die Zusammenhän-
ge von Lohnarbeit und Ausbeutung im
Kapitalismus das Thema. Dieser Vortag
wurde später als Broschüre mit dem Titel
„Lohnarbeit und Kapital“ veröffentlicht.
Diese beiden Ausführungen sowie die
Gespräche, die Marx mit den Funk-
tionären und mit einigen Wiener Demo-
kraten führte, waren nicht ohne Einfluss
auf die weitere Entwicklung.

Zusammenfassend lässt sich über die-
ses Buch sagen: Es bereitet sehr ver-
ständlich historische Zusammenhänge
auf, die für das Verstehen der Theorie
des Marxismus und der Entwicklung der
ArbeiterInnenbewegung essentiell sind.
Gerade jüngeren Menschen, die sich für
Marx und seine Werke interessieren,
kann dies als Einstieg in das Thema
empfohlen werden.

alexander dinBöcK

El Salvador gehabt haben. Der aus dem
Jesuitenorden kommende Papst Franzis-
kus hat in einem Interview die Verwen-
dung des Wortes Hoffnung in dem Sinne,
wie es von Farner gebraucht wurde, her-
vorgehoben, das gefalle ihm besser als
von Optimismus zu sprechen. Denn Opti-
mismus bedeute eine psychologische
Haltung, Hoffnung auf dem eingeschla-
genen Weg enttäusche dagegen nicht.9

Die Hoffnung der Kommunisten spiegelt
sich in diesem Buch wider.

GerHard oBerKofler

Anmerkungen:
1/ Die Gedichte von Bertolt Brecht in einem

Band.Frankfurt/M.1981,S.463.

2/GüntherSchweikle:WalterundWien.Überle-

gungenzurBiographie, in:Hans-DieterMück

(Hg.):WalthervonderVogelweide.Beiträgezu

LebenundWerk(=KulturwissenschaftlicheBi-

bliothek1).Stuttgart1989,S.75–87,hierS.78.

3/KonradFarner: Theologie desKommunis-

mus?, Bd. III: Die große Hoffnung. Kurze

GeschichtederUtopie,derParadies-Erwartung,

derReich-Gottes-IdeeunddesKommunismus.

Frankfurt/M.1969,S.249–334.

4/SinnundForm,9.Jg.(1957),1.,2.,3.Heft,

S.110–120.Wiederabgedrucktin:KonradFar-

ner:Lesebuch,hg.vonMaxBächlinundMartha

Farner. Basel 1978, S. 44–55. Dazu Konrad

FarneranPeterHuchelam6.November1956.

PeterHuchel:WiesollmandaGedichteschrei-

ben.Briefe1925–1977,hg.vonHubNijssen.

Frankfurt/M.2000,S.249f.

5/Vgl.MaxFrisch:ErinnerungenanBrecht,in:

Kursbuch,7.9.1966,S.54–79.

6/HansMayerschriebz.B.am7.Jänner1953aus

Leipzig an Peter Huchel vom „hymnischen

Quatsch“vonErnstFischerüberHannsEisler.Hu-

chel:WiesollmandaGedichteschreiben,S.127f.

7/NeueZürcherZeitung,21.11.1956:

Zürich.DerChefideologederPdAreistab.

Thalwil,21.Nov.(Korr.) InThalwilhatamver-

gangenenFreitagdieAktion>Freisein< inei-

nemAufrufzurWachsamkeitdemUnwillender

Einwohner Ausdruck verliehen, mit dem

SchweizerKommunistenDr.KonradFarnerin

dergleichenGemeindewohnenzumüssen.Ein

PlakatundeinemiteinemTrauerflorversehene

großeungarischeFlaggewurdenaneinerMau-

ergegenüberdemHausevonDr.Farnerange-

bracht.DieAktion>Freisein<fordertedieThal-

wilerausdrücklichauf,esnichtzuAusschreitun-

gengegenLeibundGutkommenzulassen.

DieAktiongegenFarnerwarvonüberraschen-

demErfolg gekrönt.BereitsamSamstagvormit-

tagverließ erThalwilimAutodesinZürich,Silv-

rettaweg5,wohnhaftenJournalistenund>Vor-

wärts<-MitarbeitersMarcelBrun(aliasCaram-

ba)mitunbekanntemZiel.

Dr.KonradFarneristbekanntlichderChefideolo-

gederPdA.Erist(vgl.>NZZ<Nr.3221,>DieKri-
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Alfred Klahr Gesellschaft
Verein zur Erforschung der Geschichte der Arbeiterbewegung

Donnerstag, 13. Februar 2014, 19.00

KZ-Verband Wien
lassallestraße 40/2/2/6, 1020 Wien

(U1 Vorgartenstraße, Bus 11A, 11B)

Die Februarkämpfe 1934 –
Ursachen und Folgen

Vortrag von Univ.-Prof. Dr. Hans Hautmann

Eine Veranstaltung von Alfred Klahr Gesellschaft und KZ-Verband/VdA Wien

samstag, 18. Jänner 2014, 14.00

Kulturcafé 7Stern, siebensterngasse 31, 1070 Wien

Generalversammlung der

Alfred Klahr Gesellschaft

Kundgebung der KPÖ Wien
samstag, 15. Februar 2014, 16.00

Goethehof, schüttaustraße 1–39, 1020 Wien

Im Anschluss daran Vortrag von Winfried R. Garscha „Die Lehren

des Februar 1934“ im „Werkl“ (schüttaustraße 1–39/6/R02) und

filmvorführung „Tränen statt Gewehre – Anni Haider erzählt“

Vortrag von Hüseyin akmaz (Obmann von Feykom, Verein der Kurdischen
Vereine in Österreich) über die Situation der Kurdinnen und Kurden in der
 Türkei und in Österreich.

Lesung von Haydar işik (Schriftsteller) aus seinem neuen Buch „Sultan Sala-
din“, im Anschluss daran Anfragen und Diskussion.
Gäste sind herzlich willkommen!

Haydar işık (*1937 in Tunceli) ist ein kurdischer Lehrer, Schriftsteller, Sachbuchautor
und Kolumnist. Er ist Mitbegründer des Kurdischen P.E.N.-Zentrums in Deutschland.

Danach Berichte des Präsidenten Dr. Walther Leeb, Kassabericht, Diskussion
und Neuwahl des Vorstandes.

Alfred Klahr Gesellschaft
Verein zur Erforschung der Geschichte der Arbeiterbewegung

Das „Kommunistische

Manifest“ als Hörbuch

Peter Patzak liest Marx & Engels:
Das Kommunistische Manifest

„Ein Gespenst geht um in Europa –
das Gespenst des Kommunismus. Alle
Mächte des alten Europa haben sich
zu einer heiligen Hetzjagd gegen die-
ses Gespenst verbündet, der Papst
und der Zar, Metternich und Guizot,
französische Radikale und deutsche
Polizisten.“ Mit diesen Sätzen
 beginnt das „Kommunistische Mani-
fest“, das Karl Marx und Friedrich
Engels am Vorabend der Revolution
von 1848 veröffentlichten.
Peter Patzak, österreichischer Film-
und Fernsehregisseur (Kottan), liest
diesen bedeutendsten Text der Arbei-
terInnenbewegung mit Enthusiasmus
und der ihm bekannten Verve.

Die CD ist um 10,–
Euro unter bundes-
vorstand@kpoe.at er-
hältlich.
www.astormedia.at


